
Für einen revolutionären Bruch
der  Lohnabhängigen  mit  dem
Reformismus!
Minderheitsposition der Konferenz „15 Jahre Solid und Linkspartei“, Infomail
1211, 19. Januar 2023

Bis  150  Menschen  diskutierten  auf  der  Konferenz  „15  Jahre  Solid  und
Linkspartei  –  Welche  Organisation  für  den  Klassenkampf?“  über  die
Notwendigkeit  eines  revolutionären Bruchs  mit  der  Linkspartei  und dem
Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz,  die  von  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden
angenommen wurde, und die Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution
basiert  auf  einem  Entwurf  der  Revolutionären  Internationalistischen
Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und
von REVOLUTION unterstützt.

Für  einen  revolutionären  Bruch  der
Lohnabhängigen  mit  dem Reformismus!
Antragsteller:innen: Carlos, Pauline, Stephie (REVO, GAM), Willi (GAM)

1. Seit 15 Jahren vertieft die Partei DIE LINKE stetig ihre Perspektive der
Mitverwaltung des kapitalistischen Elends. In 13 Regierungsbeteiligungen
haben  sie  Abschiebungen,  Zwangsräumungen,  Privatisierungen,
Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Alle Versuche, die Partei in
die Richtung einer Fundamentalopposition zu lenken, sind gescheitert. Die
Partei  und ihre  Jugendorganisationen,  die  Linksjugend [’solid]  sowie  Die
Linke.SDS sind  durch  diese  Entwicklung  in  eine  Krise  geraten.  Auf  der
Konferenz  für  einen  revolutionären  Bruch  mit  der  Linkspartei  und  Solid
haben sich Mitglieder von [‘solid!] und DIE LINKE, kürzlich ausgetretene
Genoss:innen, sowie Gruppen und Einzelpersonen aus der kommunistischen
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Bewegung  versammelt.  Wir  nehmen  das  Zusammenfallen  der  Krise  der
Linkspartei  und  der  gesamten  gesellschaftlichen  Opposition  mit  einer
verschärften ökonomischen, politischen und sozialen Krise auf nationaler und
globaler Ebene als Anlass, um die praktische Vorbereitung sowie die Debatte
über  den  Aufbau  einer  Partei  der  arbeitenden  Klasse  mit  einem
fundamentaloppositionellen,  revolutionären  Programm  in  Deutschland
wieder  ins  Rollen  zu  bringen.

Zur  Ausgangslage  in  Deutschland  und  der
LINKEN
2.  Wir  stellen  uns  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  gegen  die
Ampelregierung,  die  die  größte  militärische  Aufrüstung  seit  Jahrzehnten
vorantreibt,  und für die internationale Solidarität der Arbeiter:innen aller
Länder untereinander. Mit Einmalzahlungen im Gießkannenprinzip versucht
diese dem Widerstand gegen Inflation und Krieg den Wind aus den Segeln zu
nehmen. Auch in der Krise erkauft sich der imperialistische deutsche Staat
die  politische  Loyalität  von  wirtschaftlich  zentralen  Teilen  der
Arbeiter:innenklasse  mithilfe  der  Gewerkschaftsbürokratie,  um  einen
übergreifenden  Kampf  aller  Lohnabhängigen  in  Deutschland  und  auf
globalem Maßstab auf Basis gemeinsamer Klasseninteressen vorzubeugen.
So  können  die  Kosten  der  Militarisierung  auf  die  Lohnabhängigen  in
Deutschland und anderswo abgewälzt werden — wodurch Kriege finanziert
werden,  unter  denen  wiederum  vor  allem  die  Lohnabhängigen  anderer
Länder tagtäglich leiden müssen. Die Militarisierung nach außen geht auch
einher  mit  einer  Stärkung  des  Repressionsapparats  und  der
rechtsterroristischen Verankerung innerhalb derselben. Der rechte Terror im
Innern ist ein Widerhall des erstarkenden Imperialismus nach außen. Daher
kann der Aufstieg der Rechten nicht mit einer Logik des „geringeren Übels“,
der  prinzipienlosen  Unterstützung  von  „linken“  oder  „fortschrittlichen“
Regierungen  bekämpft  werden.

3.  Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine
Perspektive  des  Verzichts,  des  Militarismus  und  der  Klimakatastrophe
anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der Logik des geringeren



Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugendorganisation
aufbauen, die für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne
Ausbeutung  und  Unterdrückung,  die  die  Ressourcen  dieses  Planeten
nachhaltig nutzt und statt absurder und gesundheitsschädigender Lohnarbeit
die  freie  Entfaltung  all  unserer  schöpferischen  und  kreativen  Potenziale
ermöglicht.  Wenn  deshalb  die  Regierenden  von  einer  „Zeitenwende“
sprechen und uns auf künftige Kriege im Dienste des Kapitals vorbereiten
wollen, sagen wir:  Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gerade im
imperialistischen  Deutschland  ist  es  unsere  Aufgabe,  eine  revolutionäre,
antiimperialistische Jugendorganisation an der Seite der Arbeiter:innen und
aller  Unterdrückten  aufzubauen,  die  sich  weder  dem  imperialistischen
Kriegsgetrommel der „Heimatfront“ und der NATO anpasst noch reaktionäre
Führungen wie Putin unterstützt und entschuldigt.

4. Die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf gegen die imperialistische
Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich ein Ende von Ausbeutung
und Unterdrückung erkämpfen kann, ist die Arbeiter:innenklasse. Aber nicht
als  gesichtslose  Masse  ohne  Ansehen  von  Sexismus-,  Queer-  und
Transfeindlichkeit sowie Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil als
Klasse,  die  insbesondere  in  einem  Land  wie  Deutschland  auch  sehr
migrantisch ist und immer weiblicher und immer mehr offen queer wird. Sie
kann aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess nicht
nur die zentralen Hebel  der Wirtschaft  lahmlegen.  Sondern sie kann die
Gesamtheit aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat
und Kapital anführen. Dafür muss sie sich deren Forderung zu eigen machen
und sich selbst an die Spitze der Kämpfe gegen Sexismus, Rassismus und
jeglicher  Form  von  Unterdrückung  stellen,  anstatt  nur  eine  von  vielen
gleichrangig getrennt voneinander agierenden Bewegungen zu bilden, wie es
beispielsweise die Bewegungslinke propagiert. Das wird ihr nur gelingen,
wenn  sie  die  Selbstorganisierung  der  auf  unterschiedliche  Weise
unterdrückten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  nicht  als  Konkurrenz  sieht,
sondern begrüßt und aktiv zu einem großen Ganzen zusammenfügt.

5.  Die  Trennung  von  Fragen  der  Unterdrückung  (Sexismus,  Rassismus,
LGBTQIA+-Feindlichkeit, Behindertenfeindlichkeit usw.) vom Kampf gegen



die  kapital ist ische  Ausbeutung  zementiert  die  Spaltung  der
Arbeiter:innenklasse. Diese ist für das Kapital funktional und wird vom Staat
und den Bürokratien in der Arbeiter:innenbewegung aufrechterhalten. Sie
steht auch der Perspektive des Kampfes für eine Gesellschaft, die frei von
jeglicher Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb
haben wir nichts gemeinsam mit der populistischen Perspektive von Sahra
Wagenknecht,  die  unter  dem  Vorwand  einer  Rückkehr  zu  mehr
„Klassenpolitik“  bestimmte  Unterdrückungs-  und  Ausbeutungsformen
herunterspielt.  Die  Strategie  von  Wagenknecht  ebenso  wie  die  ihres
französischen Pendants Jean-Luc Mélenchon und La France Insoumise ist
darauf  ausgelegt,  die  Interessen  der  „weißen  Arbeiterklasse“  mit  den
Interessen  der  imperialistischen  Bourgeoisie  zu  vereinen.  Ihre  links
klingenden Phrasen sind in Wahrheit nichts anderes als die Verteidigung des
Standortnationalismus  der  Konzerne.  Anstatt  den  Rechten  das  Wasser
abzugraben,  überlässt  sie  ihnen  mit  dieser  Strategie  das  Feld.

6.  Ihre  Perspektive  teilt  die  Linkspartei  auch  mit  reformistischen  oder
linkspopulistischen  Projekten  der  vergangenen  Jahre  wie  Syriza  in
Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La France Insoumise in
Frankreich,  welche  den  Klassenkampf  in  ihren  jeweiligen  Ländern  in
staatstragende Bahnen umgelenkt  haben.  Das linkspopulistische Podemos
hat ihre Opposition zur Monarchie abgelegt und setzt als Teil der spanischen
Regierung  derzeit  die  Aufrüstung  und  die  Abschottungspolitik  gegen
Migrant:innen  und  die  Zusammenarbeit  mit  Marokko  zur  kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza
setzte 2015 an der griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und
EU um, obwohl sie sich vorher ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In
Griechenland zeigt sich auch, dass die EU ein imperialistischer Block ist, der
den  Interessen  vor  allem  des  deutschen  Kapitals  dient.  Sozialist:innen
müssen  die  EU  als  imperialistisches  Projekt  ablehnen,  aber  ohne  die
Perspektive der Rückkehr zum Nationalstaat — wie es beispielsweise Sahra
Wagenknecht  oder  Jean-Luc  Mélenchon  vorschlagen  —,  sondern  in  der
Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

7.  Wir  lehnen  den  zögerlichen  Umgang  der  Linkspartei  mit  ihrem



stalinistischen Erbe deutlich ab. Die stalinistische Konterrevolution in der
Sowjetunion und ihr Abdruck in der DDR und anderswo, die Unterdrückung
von nationalen und religiösen Minderheiten, Frauen und Homosexuellen, die
Sabotage der Kämpfe der Arbeiter:innen und strategische Orientierung auf
bürgerliche und reaktionäre Kräfte unter dem Vorwand der Verteidigung des
sozialistischen  Aufbaus,  der  Verteidigung  gegen  den  Faschismus,  der
nationalen  Befreiung  usw.  — auf  diesem Erbe  kann  keine  revolutionäre
Politik fußen. Ein revolutionärer Bruch mit der reformistischen Linkspartei
schließt einen Bruch mit der Toleranz gegenüber allen Erscheinungsformen
des Stalinismus als linker Spielart des Reformismus mit ein.

8. Die Krise der Linkspartei ist kein Zufall oder Produkt widriger Umstände,
sondern  eine  Konsequenz  ihrer  gesamten  Strategie.  Als  „demokratisch
sozialistische“ bürgerliche Arbeiter:innenpartei ist sie strategisch auf Wahlen
und Parlamentssitze ausgerichtet, um auf diesem Weg an die Regierung des
bürgerlichen Staates zu gelangen. Daran ändert auch nichts, dass eine kleine
Minderheit  der  Partei  Regierungsbeteiligungen  „kritisch“  sieht,  ebenso
wenig einzelne „linkere“  Ortsgruppen ihres  Jugendverbandes.  „Rebellisch
regieren“, wie es die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine
linkere  Rhetorik  für  denselben  Vorschlag.  Die  Mobilisierung  und
Organisierung  auf  der  Straße  oder  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten  ist  in  dieser  Sichtweise  nur  ein  Druckmittel,  um
parlamentarische Mehrheiten zu erlangen. Obwohl sie sich also sozial auf die
Lohnabhängigen stützt, macht sie ihre Strategie letztlich zu einer Stütze der
kapitalistischen  Ordnung.  Gegen  diese  Strategie,  die  letztendlich  zur
Unterordnung  unter  die  Interessen  des  Kapitals  führt,  setzen  wir  die
Notwendigkeit der politischen Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse vom
Kapital, von der Regierung und von den Bürokratien der Gewerkschaften, die
sie  stützen.  Für  uns  bedeutet  diese  Unabhängigkeit  keine  Summe  an
Allgemeinplätzen, sondern muss auf dem Ziel der gemeinsamen Entwicklung
eines revolutionären Programms fußen. Ein Prozess in den die verschiedenen
Differenzen, die uns trennen diskutiert werden müssen.



Das Aktionsprogramm mit dem wir gegen die
unterschiedlichsten aktuellen Krisen kämpfen
wollen
9. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg
und Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise
braucht  es  eine  konsequente  Opposition  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales Notfallprogramm
kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift  und angesichts
von  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  eine  sozialistische  Perspektive
aufwirft.  Für sofortige Preisstopps, für die automatische Angleichung von
Löhnen,  Renten,  Sozialleistungen,  BAföG,  etc.  an  die  Inflation  für  hohe
Gewinn- und Vermögenssteuern,  für die Enteignung von Immobilien-  und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung
aller Großunternehmen unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen
und ökologischen Umbau des Energiesystems und der gesamten Wirtschaft,
gegen  den  Krieg,  Sanktionen  und  Waffenlieferungen,  gegen  die  100-
Milliarden-Aufrüstung.  Weder  Putin  noch  die  NATO  und  gegen  den
Militarismus  des  deutschen  Imperialismus.

10.  Um  ein  solches  Notfallprogramm  umzusetzen,  müssen  wir  eine
Einheitsfront für den Kampf gegen die Regierung und das Kapital mit allen
grundsätzlich bereitwilligen Kräften aufbauen, wobei wir uns ausdrücklich an
alle Genoss:innen an der Basis sowie in führenden Positionen der Linkspartei
richten,  die  alle  oder  einige  der  Forderungen  teilen  und  zu  einer
transparenten und diskussionsoffenen Zusammenarbeit bereit sind. Da ein
Großteil  der  Lohnabhängigen  in  Deutschland  reformistische  Illusionen
hegen, wird ein Aktionsbündnis kleiner linksradikaler Gruppierungen nicht
reichen, um die notwendige Massenkraft rund um unsere Forderungen zu
mobilisieren. Für den Erfolg einer Einheitsfront wird es aber notwendig sein,
die bremsende Rolle der SPD, der Gewerkschaften zu überwinden und ihr
eine Perspektive der Selbstorganisation und der Koordinierung der Kämpfe
gegenüberzustellen — für klassenkämpferische Gewerkschaften und für die
Selbstorganisation der Arbeiter:innen. Nicht nur in vereinzelten Kämpfen,
sondern  auch  als  Perspektive  einer  politischen  Alternative  jenseits



kapitalistischer Regierungen. Denn die Führungen unserer Gewerkschaften
zeigen aktuell wieder mit der konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen, bei
denen sie sich mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank
abstimmen),  dass  sie  lieber  mit  der  Regierung  und  den  Kapitalist:innen
schlechte Kompromisse aushandeln. Den Preis dafür zahlen wir heute als
Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge  wurde  von  unseren  Gewerkschaftsführungen  mitunterschrieben.
Gegen die sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe
und Bewegungen durch (Streik-)Versammlungen, imperative Mandate und
die  jederzeitige  Abwählbarkeit  von  Vertreter:innen  das  Bewusstsein  der
Lohnabhängigen  für  ihre  eigene  Macht  als  Klasse  zu  erwecken.  Um
erfolgreich  eine  revolutionäre  Perspektive  in  die  Einheitsfront
hineinzutragen,  müssen  wir  zugleich  den  Aufbau  einer  vom  Kapital
unabhängigen Massenpartei der Lohnabhängigen mit einem marxistischen,
revolutionären  Programm anvisieren,  die  die  fortschrittlichsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse,  wie in der Jugend, der Frauen und LGBTQIA+, der
Migrant:innen und anderer besonders unterdrückter Teile der arbeitenden
Klasse im Kampf für den Sturz des Kapitalismus und für die sozialistische
Revolution anführen kann.

11.  Die  Konferenz  sieht  sich  also  einer  doppelten  Aufgabe  gegenüber:
Einerseits die Dominanz bürgerlicher Ideologien in der Arbeiter:innenklasse
(v.a. den Reformismus) herauszufordern und andererseits eine revolutionäre
Kraft aufzubauen. Zu diesem Zweck schlagen wir vor:

a.  Die  baldige  Vorbereitung  einer  wirklich  breiten  Konferenz,  auf  der
gemeinsam mit allen interessierten Kräften — inklusive mit denjenigen, die
bisher nicht  mit  der Linkspartei  gebrochen haben — über den aktuellen
Zustand  des  globalen  Kapitalismus  und  über  die  Ursachen  und
Erscheinungsformen des Reformismus diskutiert werden soll. Darüber hinaus
wollen wir über die historischen und aktuellen Bedingungen, Probleme und
Chancen eines radikalen Bruchs mit dem Reformismus auf nationaler und
g loba ler  Ebene  reden ,  we lche  mater ie l l e  Bas i s  e r  in  der
Arbeiter:innenbewegung  hat.  Sowohl  die  Bedingungen  eines
Zusammenschlusses der kommunistischen Bewegung wie auch die Beziehung



von  Revolutionär:innen  zu  reformistischen  Kräften  sollen  ausführlich
diskutiert  werden.

b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf
der Grundlage der in dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte nötig ist, um
eine revolutionäre Opposition ins  Leben zu rufen zu können,  die  in  den
Kämpfen  außerhalb  und  innerhalb  des  Parlaments  eine  tatsächliche
Alternative  zum  Reformismus  darstellen  kann.  Um  heute  schon  das
Fundament zu legen für einen radikalen Bruch der Lohnabhängigen mit dem
Reformismus,  wollen  wir:  im  Rahmen  der  Vernetzung  für  kämpferische
Gewerkschaften (VKG) in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes
(TVöD) mit einem Programm intervenieren, das die Forderung nach einem
realen Inflationsausgleich erhebt und mit einem weitergehenden Programm
gegen Krise, Krieg und Klimakatastrophe verbindet; Angesichts des Verrats
der  Linkspartei  am Volksentscheid  Deutsche  Wohnen und  Co.  enteignen
einerseits die politische Selbstorganisierung und Aktion der Mieter:innen als
Lohnabhängige auf allen Ebenen vorantreiben, andererseits mit einer Kritik
an der Taktik der Regierungsbeteiligung der Berliner Linkspartei bzw. an
ihrem  Umgang  mi t  dem  Vo lksentsche id  in  d ie  kommende
Abgeordnetenhauswahl treten. Dort, wo es möglich ist: Aufruf zur Wahl von
Kandidat:innen der Linkspartei, die sich auf glaubwürdige Weise gegen die
Regierungsbeteiligung  ihrer  Partei  in  Land  und  Bund  stellen,  wie  der
Genosse Ferat Koçak in Neukölln. Solche Unterstützungen müssen jedoch
mit  der Forderung des Aufbaus einer Strömung in der Partei  verbunden
werden, die den Kampf um Mehrheiten im Parlament nur als Mittel zum
Zweck  der  Enteignung  großer  Immobilienkonzerne  nutzt  und  nicht  die
Interessen  ihrer  Wähler:innen  für  die  Regierungsbeteiligung  aufopfert.
Solidarität und kritische Unterstützung des parteiinternen Flügels in ihrem
Kampf gegen die Regierungsbeteiligung, nicht zuletzt mit Marx21 in Berlin —
für einen breiten Zusammenschluss innerhalb und außerhalb der Linkspartei
für eine Fundamentalopposition!



Abschlusserklärung  der
Konferenz  für  einen
revolutionären  Bruch  mit  der
Linkspartei und [’solid]
Bis  150  Menschen  diskutierten  auf  der  Konferenz  „15  Jahre  Solid  und
Linkspartei  –  Welche  Organisation  für  den  Klassenkampf?“  über  die
Notwendigkeit  eines  revolutionären Bruchs  mit  der  Linkspartei  und dem
Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz,  die  von  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden
angenommen wurde, und die Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution
basiert  auf  einem  Entwurf  der  Revolutionären  Internationalistischen
Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und
von REVOLUTION unterstützt.

Gegen die Logik des geringeren Übels: Für den Aufbau einer von Staat und
Kapital unabhängigen revolutionären sozialistischen Kraft der Arbeiter:innen,
der Jugend, der Frauen, LGBTQIA+ und Migrant:innen!

1. Die Partei  DIE LINKE und ihre Jugendorganisationen, die Linksjugend
[’solid]  und Die Linke.SDS, sind gescheitert.  Seit  15 Jahren vertiefen sie
stetig ihre Perspektive der Mitverwaltung des kapitalistischen Elends. In 13
Regierungsbeteiligungen  haben  sie  Abschiebungen,  Zwangsräumungen,
Privatisierungen, Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Die Partei,
all  ihre  Hauptströmungen  –  egal  ob  der  “Reformer”-Flügel  um  Dietmar
Bartsch,  die  Bewegungslinke  oder  der  Wagenknecht-Flügel  –  und  ihr
gesamter Apparat sind fest in den deutschen Staat verankert. Angesichts der
Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg und Aufrüstung,
angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise, angesichts der
Stärkung  der  AfD  und  der  extremen  Rechten  sagen  wir:  Nur  eine
sozialistische Perspektive, die die Interessen des Kapitals wirksam angreift,
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kann eine Antwort auf die Probleme der Ausgebeuteten und Unterdrückten
geben.  Deshalb brechen wir  mit  der  Strategie der Linkspartei  und ihrer
Jugendorganisationen und erklären unseren Austritt.

2.  Das  Scheitern  der  Linkspartei  ist  kein  Zufall  oder  Produkt  widriger
Umstände, sondern eine Konsequenz ihrer gesamten Strategie. Sie ist eine
strategisch auf  Wahlen und Parlamentssitze ausgerichtete Partei,  um auf
diesem Weg an die Regierung des bürgerlichen Staates zu gelangen. Jegliche
Veränderung  geht  laut  dieser  Strategie  von  Regierungs-  und
Parlamentsposten aus. Daran ändert auch nichts, dass eine kleine Minderheit
der Partei Regierungsbeteiligungen “kritisch” sieht, ebenso wenig einzelne
“linkere” Ortsgruppen ihres Jugendverbands. “Rebellisch regieren”, wie es
die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine linkere Rhetorik
für  denselben  Vorschlag.  Die  Mobilisierung  und  Organisierung  auf  der
Straße  oder  in  den  Betrieben,  Schulen  und  Universitäten  ist  in  dieser
Sichtweise  nur  ein  Druckmittel,  um  parlamentarische  Mehrheiten  zu
erlangen.  Unsere  Perspektive  ist  dem  radikal  entgegengesetzt:  Das
strategische Zentrum für die Veränderung der Gesellschaft – d. h. für die
Enteignung des Kapitals und die Errichtung einer Arbeiter:innenregierung in
der  Perspektive  einer  weltweiten  sozialistischen  Revolution  –  ist  der
Klassenkampf;  parlamentarische  Positionen  können  diesen  lediglich
unterstützen, nicht ersetzen. Gegen die Unterordnung unter die Interessen
des Kapitals setzen wir die Notwendigkeit der politischen Unabhängigkeit
der  Arbeiter:innenklasse  vom  Kapital,  von  der  Regierung  und  von  den
Bürokratien der Gewerkschaften und der NGOs, die sie stützen.

3.  Wir  stellen  uns  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  gegen  die
Ampelregierung,  die  die  größte  militärische  Aufrüstung  seit  Jahrzehnten
vorantreibt. Sie erkauft im Bündnis mit den Gewerkschaftsbürokratien und
den  Bossen  mit  kleinen  Zugeständnissen  das  Stillhalten  der  Massen
angesichts der Krise – in der Perspektive werden aber die Ausgebeuteten und
Unterdrückten  nicht  nur  hierzulande,  sondern  auch  international  für  die
militärische “Zeitenwende” zahlen müssen. Die Militarisierung nach außen
geht auch einher mit einer Stärkung des Repressionsapparats nach innen,
wie  nicht  zuletzt  die  Razzien  und  Präventivhaft  gegen  die  “Letzte



Generation” zeigen. In diesem Kontext lässt die Regierung auch den letzten
Anschein von Klimaschutz fallen, wie die anstehende Räumung von Lützerath
im Interesse des Energiekonzerns RWE zeigt – ein weiterer Beweis dafür,
dass der “grüne Kapitalismus” unmöglich ist.

4. Währenddessen stärkt sich die extreme Rechte, insbesondere im Innern
der staatlichen Institutionen (Militär, Polizei, Justiz usw.). Der rechte Terror
im Inneren ist ein Widerhall des erstarkenden Imperialismus nach außen. Die
Ampel-Regierung verstärkt den staatlichen Rassismus, baut die Polizei weiter
aus, schiebt Menschen in Kriegsgebiete ab und ist für den Massenmord an
Außengrenzen der EU verantwortlich – und setzt somit die Politik um, die von
der AfD und der extremen Rechten gefordert werden. Daher kann der Auf-
stieg  der  Rechten  nicht  mit  einer  Logik  des  “geringeren  Übels”  der
Unterstützung von “linken” oder “fortschrittlichen” Regierungen bekämpft
werden.  Die  herrschende  Klasse  und  rechte  Kräfte  machen  durch  die
bürgerlichen  Medien  die  migrantischen  Teile  unserer  Klasse  für  die
Wirtschaftskrise  verantwortlich.  Nicht  zuletzt  bei  der  rassistischen
Hetzkampagne  um  Silvester  haben  wir  gesehen,  dass  die  Medien  die
Abschiebung von vermeintlich “nicht-integrierbaren” migrantischen Kindern
und  Jugendlichen  forderten.Die  Reihen  der  multiethnischen
Arbeiter:innenklasse  in  Deutschland  sollen  durch  den  anti-muslimischen
Rassismus gespaltn werden. Es ist eine dringlichere Aufgabe denn je zuvor,
sich dagegen zur Wehr zu setzen – unter anderem auch gegen die Politik der
Rot-Rot-Grünen Regierung in Berlin, an der die LINKE beteiligt ist, die aus
Razzien in  Schischa-Bars,  Racial  Profiling in  migrantischen Kiezen sowie
Hexenjagden auf Jugendliche besteht. Wir müssen für die Abschaffung der
Geflüchtetenlager und das Recht auf eine eigene und bezahlbare Wohnung
kämpfen.  Abschiebungen  müssen  gestoppt  und  Asylanträge  anerkannt
werden.Schluss mit unterschiedlichen Behandlung von Geflüchteten je nach
Herkunftsland.  Gegen  die  Logik  der  Spaltung  von  Geflüchteten  durch
besonders qualifizierten oder unqualifizierten Teile. Arbeitsrechte und volle
Staatsbürger:innenrechte für alle Menschen, die hier leben. Auch wenn wir
bei  den  Abgeordnetenwahlen  keine  unterstützenswerte  Partei  erkennen,
kämpfen wir für das Wahlrecht aller Menschen, die hier leben. Es braucht
Kampagnen in Gewerkschaften für antirassistische Forderungen und für den



Ausschluss  der  GdP  aus  dem DGB,  was  wir  als  eine  der  Aufgaben  der
antibürokratischen und klassenkämpferischen Strömung sehen, die wir in
den Gewerkschaften aufbauen wollen.

5.  Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine
Perspektive  des  Verzichts,  des  Militarismus  und  der  Klimakatastrophe
anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der Logik des geringeren
Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugend aufbauen, die
für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne Ausbeutung
und Unterdrückung, die die Ressourcen dieses Planeten nachhaltig nutzt und
statt hirnloser und gesundheitsschädigender Lohnarbeit die freie Entfaltung
all  unserer  schöpferischen  und  kreativen  Potenziale  ermöglicht.  Wenn
deshalb die Regierenden von einer „Zeitenwende“ sprechen und uns auf
künftige Kriege im Dienste des Kapitals vorbereiten wollen, sagen wir: Kein
Cent,  kein  Mensch  dem  Militarismus!  Gerade  im  imperialistischen
Deutschland ist es unsere Aufgabe, eine revolutionäre, antiimperialistische
Jugend an der Seite der Arbeiter:innen und aller Unterdrückten aufzubauen,
die sich weder dem imperialistischen Kriegsgetrommel der „Heimatfront“
und der NATO anpasst noch reaktionäre Führungen wie Putin unterstützt
oder entschuldigt.

6. Wir sind der Meinung, dass die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf
gegen die imperialistische Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich
ein  Ende  von  Ausbeutung  und  Unterdrückung  erkämpfen  kann,  die
Arbeiter:innenklasse ist. Aber nicht als gesichtslose Masse ohne Ansehen von
Sexismus-, Homophobie- und Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil
als  Klasse,  die  insbesondere  in  einem Land  wie  Deutschland  auch  sehr
migrantisch  ist  und immer  weiblicher  und offen  queerer  wird.  Sie  kann
aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess nicht nur die
zentralen Hebel der Wirtschaft lahmlegen. Sondern sie kann die Gesamtheit
aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat und Kapital
anführen. Dafür muss sie sich deren Forderungen zu eigen machen und sich
selbst an die Spitze der Kämpfe gegen Sexismus, Rassismus und jegliche
Form von Unterdrückung stellen, anstatt nur eine von vielen gleichrangig
getrennt  voneinander  agierenden  Bewegungen  zu  bilden,  wie  es



beispielsweise  die  Bewegungslinke  propagiert.

7.  Die  Trennung  von  Fragen  der  Unterdrückung  (Sexismus,  Rassismus,
LGBTQIA+-Feindlichkeit  usw.)  vom  Kampf  gegen  die  kapitalistische
Ausbeutung zementiert die Spaltung der Arbeiter:innenklasse. Diese ist für
das  Kapital  funktional  und  wird  vom Staat  und  den  Bürokratien  in  der
Arbeiter:innenbewegung aufrecht erhalten, die stets versuchen, ökonomische
von  sozialen  und  politischen  Kämpfen  zu  trennen.  Sie  steht  auch  der
Perspektive  des  Kampfes  für  eine  Gesellschaft,  die  frei  von  jeglicher
Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb haben
wir  nichts  gemeinsam  mit  der  populistischen  Perspektive  von  Sahra
Wagenknecht,  die  unter  dem  Vorwand  einer  Rückkehr  zu  mehr
“Klassenpolitik” die Fragen der Unterdrückung herunterspielt. Die Strategie
von Wagenknecht,  ebenso wie die ihres französischen Pendants Jean-Luc
Mélenchon und La France Insoumise ist darauf ausgelegt, die Interessen der
“weißen Arbeiterklasse” mit den Interessen der imperialistischen Bourgeoisie
zu vereinen. Ihre links klingenden Phrasen sind in Wahrheit nichts anderes
als die Verteidigung des Standortnationalismus der Konzerne. Anstatt den
Rechten das Wasser abzugraben, überlässt sie ihnen mit dieser Strategie das
Feld.

8. Ihre Perspektive teilt die Linkspartei auch mit „neo-reformistischen“ oder
linkspopulistischen  Projekten  der  vergangenen  Jahre  wie  Syriza  in
Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La France Insoumise in
Frankreich. Sie sind keine Ausdrücke des Klassenkampfes. Im Gegenteil: Sie
lenken den Klassenkampf in staatstragende Bahnen um. Podemos hat ihre
Opposition  zur  Monarchie  abgelegt  und  setzt  als  Teil  der  spanischen
Regierung  derzeit  die  Aufrüstung  und  die  Abschottungspolitik  gegen
Migrant:innen  und  die  Zusammenarbeit  mit  Marokko  zur  kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza
setzte 2015 an der griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und
EU um, obwohl sie sich vorher ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In
Griechenland zeigte sich auch, dass die EU ein imperialistischer Block ist,
der den Interessen vor allem des deutschen Kapitals dient. Sozialist:innen
müssen  die  EU  als  imperialistisches  Projekt  ablehnen,  aber  ohne  die



Perspektive der Rückkehr zum Nationalstaat – wie es beispielsweise Sahra
Wagenknecht  oder  Jean-Luc  Mélenchon  vorschlagen  –,  sondern  in  der
Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

9. Der Stalinismus hat die revolutionäre Tradition weltweit, aber gerade auch
in Deutschland zutiefst beschädigt. Denjenigen, die heute aus der Krise der
Linkspartei Schlussfolgerungen ziehen wollen, raten wir dringend, auch aus
dem Erbe des Stalinismus die nötigen Lehren zu ziehen. Die Bürokratisierung
der Arbeiter:innenstaaten – nicht zuletzt der DDR –, die Unterordnung von
Fragen der Unterdrückung, die Unterstützung für bürgerliche Parteien im
Namen der  nationalen  Befreiung (sowohl  linkerer  Varianten wie  die  des
frühen Chavismus als auch die Unterstützung für reaktionäre Anführer wie
Assad  in  Syrien  im  Namen  des  „Antiimperialismus“),  die  offene  oder
verdeckte  Sabotage unzähliger  revolutionärer  Prozesse,  und die  absolute
Geringschätzung der selbstorganisierten Demokratie der Arbeiter:innen sind
nur einige Elemente, die uns dazu veranlassen zu sagen: Das ist nicht unser
Sozialismus. Im Gegenteil: Eine revolutionäre Kraft in Deutschland kann nur
entstehen, wenn sie dieses Erbe hinter sich lässt.

10. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg
und Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise
braucht  es  eine  konsequente  Opposition  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales Notfallprogramm
kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift  und angesichts
von  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  eine  sozialistische  Perspektive
aufwirft.  Für sofortige Preisstopps, für die automatische Angleichung von
Löhnen,  Renten,  Sozialleistungen,  Bafög  etc.  an  die  Inflation,  für  hohe
Gewinn- und Vermögenssteuern,  für die Enteignung von Immobilien-  und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung
aller Großunternehmen unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen
und ökologischen Umbau des Energiesystems und der gesamten Wirtschaft,
gegen  den  Krieg,  Sanktionen  und  Waffenlieferungen,  gegen  die  100-
Milliarden-Aufrüstung.  Weder  Putin  noch  die  NATO,  und  gegen  den
Militarismus  des  deutschen  Imperialismus.

11. Um ein solches Programm umzusetzen, müssen wir in den Betrieben,



Schulen und Universitäten und auf der Straße eine Einheitsfront für den
Kampf gegen die Regierung und das Kapital aufbauen. Dazu ist es notwendig,
die  bremsende  Rolle  der  Bürokratien  der  SPD,  der  Gewerkschaften  und
NGOs zu überwinden und ihr eine Perspektive der Selbstorganisation und
der  Koord in ierung  der  Kämpfe  gegenüberzuste l len  –   für
klassenkämpferische  Gewerkschaften  und  für  die  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innen.  Nicht  nur  in  vereinzelten  Kämpfen,  sondern  auch  als
Perspektive  einer  politischen  Alternative  jenseits  kapitalistischer
Regierungen. Denn die Führungen unserer Gewerkschaften zeigen aktuell
wieder mit der Konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen, bei denen sie sich
mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank abstimmen),
dass  sie  lieber  mit  der  Regierung  und  den  Kapitalist:innen  schlechte
Kompromisse  aushandeln.  Den  Preis  dafür  zahlen  wir  heute  als
Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge wurde von unseren Gewerkschaftsführungen mit unterschrieben.
Gegen diese sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe
und  Bewegungen  Instanzen  der  Selbstorganisation  und  der
breitestmöglichen  Demokratie  der  Kämpfenden  zu  entwickeln,  wie
beispielsweise  Streikversammlungen,  imperative  Mandate  und  die
jederzeitige  Abwählbarkeit  von  Vertreter:innen.  Wir  wollen  schon  heute
durch ein Bewusstsein erzeugen, dass Leute zu dem Schluss kommen: “Die
Bosse und die Herrschenden brauchen wir nicht, wir nehmen die Wirtschaft
selbst in die Hand und wollen den Staat stürzen.”

12. Dies kann nur der erste Schritt  hin zum Aufbau einer unabhängigen
revolutionären Partei der Arbeiter:innenklasse sein. Denn mit dem Bruch mit
der Linkspartei fängt unsere Aufgabe erst an: eine Organisation aufzubauen,
die  die  fortschrittlichsten Teile  der Arbeiter:innenklasse,  der  Jugend,  der
Frauen  und  LGBTQIA+,  der  Migrant:innen  im Kampf  für  den  Sturz  des
Kapitalismus und für die sozialistische Revolution anführen kann. Zu diesem
Zweck haben wir bei dieser Konferenz begonnen, Debatten über strategische
Lehren aus dem Scheitern der Linkspartei und über die Strategie für die
Revolution zu führen. Diese Debatten wollen wir fortführen:

a. Als Alternative zur Anpassung an den Reformismus hat sich vor über zehn



Jahren  in  Frankreich  die  Neue  Antikapitalistische  Partei  gebildet,  als
Prototyp einer „breiten antikapitalistischen Partei“, die alle Strömungen links
vom Reformismus, die sich als antikapitalistisch verstanden, sammeln wollte.
Im  Dezember  2022  hat  sich  die  NPA  infolge  der  Anpassung  der
Leitungsmehrheit  an den Reformismus/Linkspopulismus gespalten.  So hat
sich  gezeigt,  dass  die  „breite  antikapitalistische  Partei“  ohne  klare
strategische Abgrenzung und ohne strategisches Zentrum im Klassenkampf
problematisch ist. Für den Aufbau einer revolutionären Organisation ist es
wichtig, daraus die korrekten Lehren zu ziehen. Das wollen wir in weiteren
Diskussionen vertiefen.

b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf
der Grundlage der in dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte in kommende
Kämpfe möglich und nötig ist. Wir wollen:

in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes (TVöD) mit
einem Programm intervenieren, das die Forderung nach einem realen
Inflationsausgleich erhebt und mit einem weitergehenden Programm
gegen  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  verbindet;  die  ver.di
Kampagne um die TVöD-Runde mitaufbauen, gemeinsam mit der VKG
in die Betriebsgruppen intervenieren und auf das Organisieren von
politischen  Demonstrationen  an  Streiktagen  hinarbeiten,  die  ein
solches Programm erheben:
Inflationsausgleich für alle, Anpassung aller Sozialleistungen an die
Inflation, Erlass eines Mietenstopps, DWE durchsetzen.
Milliarden Investitionen in Gesundheit, Bildung und Klima statt 100
Milliarden  in  Aufrüstung,  Einführung  von  Vermögenssteuern  und
Abgaben,
Vergesellschaftung  der  Energieversorgung  unter  demokratischer
Kontrolle der Beschäftigten und der Bevölkerung etc.,
Gegen die rassistische Hetze gegen unsere Kolleg:innen mit Flucht
und Migrationserfahrungen und für Arbeits-und Studienerlaubnis für
alle, Stopp aller Abschiebungen.
Solidarität mit Gewerkschaften und Arbeiter:innen anderer Länder,
die unter Krise und Krieg leiden. Internationale Solidarität zwischen



Arbeiter:innen, die unter gegenseitigen Sanktionen leiden.
in  allen  Kämpfen  die  Selbstorganisation  der  Arbeiter:innen
unterstützen,  wie  bspw.  aktuell  in  Kampf  der  Hebammen  in
Neuperlach  gegen  die  Schließung  ihres  Kreißsaals.
angefangen  mit  dem  Widerstand  in  Lützerath,  mit  einem
sozialistischem Programm in die Klimabewegung intervenieren und
Initiativen  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  vorbereiten,  um  die
Arbeiter:innenklasse  als  politisches  Subjekt  im  Kampf  gegen  die
Klimakatastrophe und eine demokratisch-ökologische Planwirtschaft
aufzuzeigen.
uns  an  allen  Mobilisierungen  gegen  den  staatlichen  Rassismus,
Polizeigewalt,  Abschiebungen und extremen/faschistischen Rechten
beteiligen. An allen Orten besonders gegen die aktuelle rassistische
Stigmatisierung von migrantischen Jugendlichen stellen.
uns  an  den  Mobilisierungen  um  den  8.März  beteiligen,  darauf
hinarbeiten,  dass  bundesweite  Streikaktionen  unterschiedlicher
Bewegungen  an  diesem Tag  mit  einem feministischen  Programm
stattfinden.
uns  an  allen  weiteren  Mobilisierungen  gegen  Militarisierung  und
Krieg beteiligen, mit einer Perspektive der internationalen Solidarität
der  Arbeiter:innenklasse  gegen  die  Agression  der  kapitalistischen
Regierungen,  für  die  Notwendigkeit  des  Kampfes  der
Arbeiter:innenklasse  in  Deutschland  gegen  ihre  imperialistische
Regierung.
Uns an Mobilisierungen gegen Kolonialismus zu beteiligen, mit einer
bedingungslosen Solidarität mit dem Kampf der kolonisierten Völker
wie in Kurdistan und Palästina für ihre Befreiung, die vom deutschen
Staat  insbesondere  bekämpft  werden.  Wir  treten  für  die
Entkriminalisierung  ihrer  Widerstandsorganisationen  und  für  den
Stopp aller deutschen Waffenlieferungen an die Türkei, Israel, sowie
anderer Länder ein.
angesichts des Verrats der Linkspartei am Volksentscheid Deutsche
Wohnen und Co. enteignen, tausenden Abschiebungen, Ausbau des
rassistischen  Polizeiapparates,  weiterer  Kürzungspolitik  in
Gesundheit und Bildung usw. lehnen wir eine Wahlunterstützung für



die Linkspartei bei der Wiederholung der Abgeordnetenhauswahl ab.
Dagegen  betonen  wir  die  Notwendigkeit  der  revolutionär-
sozialistischen  Kandidaturen  abseits  der  reformistischen  Parteien,
organisieren  gemeinsam  mit  allen  Interessierten  eine  Kampagne
gegen die erneuten Regierungsbeteiligungen der LINKEN an RRG
und setzen uns für erneute Mobilisierungen für die Enteignung der
großen Immobilienkonzerne durchführen.

c. Über die konkrete Intervention in Streiks und Kämpfe hinaus wollen wir
eine politische Kraft aufbauen, die den Reformismus auf allen Ebenen – auch
auf der Ebene der Wahlen – konfrontieren kann. Wir wollen dabei keine
prinzipienlose  Fusion  verschiedener  Organisationen mit  unterschiedlichen
Strategien oder eine breite Sammlung von antikapitalistischen Aktivist:innen
ohne strategische Klarheit. Der Weg zu einer größeren programmatischen
und  strategischen  Klarheit  besteht  darin,  in  gemeinsamen  Kämpfen
Positionen auszutesten und Übereinkünften weiterzuentwickeln – aber auch
darin, beispielsweise gemeinsame Antritte bei Wahlen mit einem Programm
der Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse anzustreben. Deshalb rufen die
Unterzeichner:innen alle Organisationen, die dem Inhalt  dieser Erklärung
zustimmen,  dazu  auf,  Schritte  für  den  Aufbau  einer  gemeinsamen
revolutionären Front zu gehen. Diese Front muss basieren auf gemeinsamen
Erfahrungen im Klassenkampf und der politischen Intervention in Streiks,
sozialen Kämpfen sowie perspektivisch Wahlen auf Kommunal-, Landes- und
Bundesebene.  Mit  den Lehren der Erfahrungen von Karl  Liebknecht und
Rosa  Luxemburg  s ind  wir  der  Meinung,  dass  e in  Bruch  der
Revolutionär:innen  mit  den  sozialdemokratischen  Verwalter:innen  des
Kapitalismus  nicht  nur  notwendig,  sondern  unumgänglich  ist.



Filmkritik:  Oskars  Kleid  –
Deutscher  Film  zu
Transidentitäten von Kindern
Der  Film  „Oskars  Kleid“  aus  deutscher  Produktion  hat  so  einiges  an
Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  Er  behandelt  in  der  gewohnt  glatten
deutschen  Ästhetik  ein  für  viele  Deutsche  sperriges  Thema,  nämlich
Transidentitäten  bei  Kindern.  Wie  zu  erwarten  war,  wird  dem Film von
konservativer  Seite  „Genderideologie“  vorgeworfen,  aber  weite  Teile  der
Trans-Community hat auch klare Kritik an dem Film. So oder so lässt sich
über den Film auf jeden Fall viel sagen, denn aus ihm spricht teilweise schon
Ideologie  oder  zumindest  eine  Anpassung an  ideologische  Vorstellungen,
aber sicherlich auf eine andere Art und Weise, als die Konservativen denken.

Krieg  dem  Krieg:  Nein  zur
stetigen Militarisierung!
Diese Resolution wurde von der  internationalen Deligiertenkonferenz der
kommunistischen Jugendorganisation REVOLUTION beschlossen.  Find the
english version on our website.

Es herrscht Krieg: ob im Jemen, Myanmar, Kurdistan oder der Ukraine. Und
wo  immer  der  Krieg  tobt,  zerstört  er  unsere  Heimat,  treibt  Millionen
Menschen in die Flucht und bringt den Tod. Mittendrin zwischen Zerstörung
und  Waffenproduktion,  aufgeheizt  von  den  Interessen  der  profitierenden
Parteien sind wir Jugendlichen, die mit den Folgen zurechtkommen müssen.
Doch  allein  das  Hoffen  auf  Frieden  wird  uns  nicht  helfen,  denn  die
kriegerischen Auseinandersetzungen und Militärbudgets sind in den letzten
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Jahren stetig gestiegen.  Insbesondere der russische Angriffskrieg auf  die
Ukraine stellt dabei eine neue Qualität der Auseinandersetzung dar. Dieser
Krieg istdieZuspitzung des imperialistischen Konflikts zwischen Russland und
der NATO und birgt in sich die Gefahr, noch weiter zu eskalieren. Wir sagen
klar:  Nein  zur  imperialistischen  Invasion  Russlands,  für  einen  sofortigen
Abzug aller russischen Truppen! Doch genauso stellen wir uns gegen die
Einflussnahme der NATO-Mächte, die nur ihren eigenen Einfluss auf dem
Rücken der ukrainischen Bevölkerung ausbauen möchte. Denn es werden vor
allem junge Menschen in diesem Konflikt verheizt. Sie haben letzten Endes
nur zwei Optionen: an der Front zu kämpfen oder zu desertieren. Wir stellen
uns  dabe i  au f  d ie  Se i te  der  ukra in i schen  Jugend  und  der
Arbeiter:innenbewegung, gegen den russischen Angriffskrieg – mit dem Ziel,
einen  von  der  NATO  politisch  unabhängig  Widerstand  aufzubauen.  Die
Auswirkungen des Krieges machen dabei nicht an den Grenzen der Ukraine
oder Russlands halt, sondern sind weltweit zu spüren. Der Krieg treibt die
Inflation hoch, sodass Energie- und Lebensmittelpreise explodieren. Das soll
nicht unsere Zukunft sein! Doch wenn wir effektiv gegen den Krieg und seine
Folgen kämpfen wollen, müssen wir uns zuerst fragen: Warum gibt es Krieg
überhaupt?  Und  warum  g ibt  es  so  v ie l  mehr  kr ieger i sche
Auseinandersetzungen  in  den  letzten  Jahren?  

Die stärkste Kraft gewinnt

Die Welt, in der wir leben, ist komplett der kapitalistischen Produktion und
Profitlogik unterworfen. Es gibt keinen Fleck, keinen Rohstoff auf der Erde,
welcher nicht eine:r Kapitalist:in gehört. Das ist ein Merkmal des höchsten
Stadiums  des  Kapitalismus,  des  Imperialismus.  Doch  auch  wenn  alles
aufgeteilt ist, besteht weiterhin eine Konkurrenz zwischen unterschiedlichen
Kapitalist:innen  und  auch  unterschiedlichen  Nationalstaaten.  Um  nicht
abgehängt  zu  werden,  haben  sie  manchmal  gar  keine  andere  Wahl,  als
Kriege  um  Wirtschaftswege  (Westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume
(Mali) oder geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan)
zu  führen.  In  manchen  Krisen  sind  aber  Profite  zu  gering,  als  dass
Kapitalist:innen in ihre eigene Produktion investieren wollen, dann kann es
sich  für  sie  lohnen,  in  einem  Krieg  konkurrierende  Produktivkräfte  zu



zerstören. Kurz um, die Politik der letzten Jahre ist eine zugespitzte Form der
ökonomischen Konkurrenz und der Krieg ist  letztendlich die Fortführung
dieser Politik mit anderen Mitteln.

Der  Kapitalismus  hat  den  Zwang immer  mehr  Profit  anzuhäufen,  immer
neuere Absatzmärkte zu erschließen und immer günstigere Arbeitskräfte zu
erhalten. Die imperialistischen Blöcke haben den Drang, Konflikte zwischen
ihnen  immer  weiter  zuzuspitzen,  um  konkurrierendes  Kapital  und
Produktionsstätten  zu  vernichten.  Beides  wird  zwangsläufig  immer  zu
Kriegen führen. Wenn wir gegen diese Kräfte ankämpfen wollen, müssen wir
uns  ihre  Rolle  in  allen  Ebenen des  globalen  Systems anschauen.  Gegen
Kriege zu kämpfen ist immer auch ein Kämpfen gegen den Kapitalismus!

Krise

Krisen  wirken  bei  diesem  Prozess  wie  Brandbeschleuniger,  da  sie  die
Konkurrenz zwischen den einzelnen Kapitalfraktionen erhöhen. So ist es kein
Wunder,  dass  in  den letzten 10 Jahren die  Militärausgaben in  die  Höhe
geschnellt  sind  und  internationale  Konflikte  wieder  zunehmen.  Denn die
Weltwirtschaftskrise von 2007/8 prägt immer noch das aktuelle Geschehen.
Damals wurden für kapitalistische Staaten Rettungspläne gebastelt, die zu
einem Ende  dieser  Krise  führen  sollen.  So  erleben  wir  eine  langjährige
Niedrigzinspolitik  der  US-Notenbank  und  der  Europäischen  Zentralbank,
staatliche  Konjunkturprogramme  des  chinesischen  Staates  und  das
Anwachsen von neuen Spekulationsblasen. Statt dass in der Krise Kapital
vernichtet wurde, wurden ihre Kosten auf die Arbeiter:innenklasse abgewälzt
und  weitere  Kriseneinbrüche  mittels  der  Rettungspläne  künstlich
herausgezögert.  Die  Folgen  waren  eine  massive  Verarmung  und
Verschuldung,  ein  internationaler  Rechtsruck  und  zunehmende
Konkurrenz. Mit dem Zusammenbruch der internationalen Wirtschaft in der
Corona-Pandemie hat sich nun die Lage nochmals verschärft – und wurde der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt zusätzlich befeuert. Dabei besteht der
Hauptkonflikt zwischen den USA und China, die sich darum streiten, wer die
dominierende Kraft  auf der Weltkarte sein wird.  Zeitgleich mischen aber
auch andere Kräfte mit, die versuchen, sich vor dem Abstieg im Rahmen der
Konkurrenz zu retten. 



Blockbildung und drohende Auseinandersetzungen

So hat  sich  im Zuge  des  Ukrainekrieges  die  totgeglaubte  NATO wieder
formieren – und sich um Finnland und Schweden sogar erweitern können.
Darüber hinaus haben sich imperialistische Staaten wie Deutschland und die
EU als Ganzes nach dem Angriffskrieg näher zu den USA bewegt. Auch wenn
schlussendlich  jeder  für  sich  allein  kämpft,  bilden  sich  beim  aktuellen
Kräftemessen unterschiedliche Blöcke heraus. Nicht jede Kraft kann zu 100
% zu  einem Block  dazugezählt  werden.  Das  Ringen  um Einflusssphären
erzeugt auch Kräfte wie Indien oder Pakistan, die zwar nicht eigenständig ihr
Interesse  international  durchsetzen  können,  aber  durch  wechselnde
Allianzen versuchen, das Beste für sich herauszuschlagen. Doch auch wenn
die Blockbildung noch nicht komplett abgeschlossen ist, sicher ist, dass die
Konfrontationen aufgrund des zugespitzten Verteilungskampfes zunehmen
werden.  Wo diese stattfinden werden,  ist  nicht  eindeutig zu sagen,  aber
schaut  man  sich  die  Blockbildung  und  die  Verschärfung  der
Weltwirtschaftskrise an,  können einige Regionen mehr als  andere immer
mehr zum Schauplatz der Austragung werden. Neben der Ukraine, ist auch
Taiwan ein  Land,  welches  von den Großmächten China und USA immer
wieder ins Visier  gelangt.  Taiwan bekommt dabei  von chinesischer Seite
seine  nationale  Unabhängigkeit  abgesprochen,  denn  Xi  Jinping,  welcher
aktuell  mit  immer wieder auftretenden Unruhen zu kämpfen hat,  schlägt
immer  stärker  vor  den  aufkommenden  Wahlen  die  Trommel  des
Chauvinismus.  Außerdem versucht Chinas schon seit  etlichen Jahren, mit
teilweise großen Erfolgen, auf dem Land und auf dem Wasser eine neue
Seidenstraße zu etablieren und macht dadurch viele Halbkolonien von sich
abhängig.  Der  schwindende  Machteinfluss  der  USA auf  Nordafrika,  dem
Nahen Osten und Teilen Asiens, führt es einerseits zu einem Machtvakuum
und lässt andererseits die Tür für andere imperialistische Mächte offen. Dass
dies aber nicht ohne militärische Mittel stattfinden wird, sollte uns allen klar
sein.

Mehr Kohle für den Tod

Das zeigt uns auch ein Blick auf die Rüstungsausgaben: 2020 erreichen die
weltweiten  Militärausgaben  einen  neuen  Rekord:  laut  dem  Stockholmer



Friedensforschungsinstitut Sipri liegen diese bei 1,981 Billionen Dollar, so
viel wie noch nie. Das sind 5,4 Milliarden Dollar pro Tag und 226 Millionen
pro Stunde. Würde man die Summe, die pro Stunde für Rüstungsausgaben
ausgegeben  wird,  im  Jahr  gegen  den  Hunger  ausgeben,  könnte  man
innerhalb von 15 Jahren den Hunger auf der Welt beseitigen[1]. 39% aller
Militärausgaben  weltweit  werden  von  der  USA  getätigt  (778  Milliarden
Dollar). An nächster Stelle folgt China, welches  innerhalb der letzten Dekade
(seit  2011)  dessen Rüstungsausgaben um 76% auf  252 Milliarden Dollar
erhöhte, was 13% der weltweiten Ausgaben deckt. Auch Deutschland erhöht
seine Militärausgaben, 52,8 Milliarden und einem Plus von 5,9% hat es damit
seine Ausgaben im Vergleich zum letzten Jahr sogar mehr erhöht als die USA
und liegt damit auf Platz 7 hinter China, Indien, Russland, Großbritannien
und  Saudi-Arabien.  Ein  weiteres  Beispiel  für  die  fortschreitende
Militarisierung der Welt ist Japan. Seine pazifistische Außenpolitik hat das
Land  in  den  letzten  Jahren  bereits  aufgeweicht  und  2022  den
Verteidigungshaushalt  nochmals  massiv  erhöht.  Die  Zahlen  sprechen  für
sich,  und machen deutlich:  die  imperialistischen Staaten  rüsten  auf  und
bereiten sich auf kommende Kriege vor.

Zukunft: Kanonenfutter?

All diese Entwicklungen zeigen, dass „das schöne Leben“ nicht automatisch
Teil  unserer  Zukunft  ist,  wenn  wir  nichts  dafür  tun.  Insbesondere  wir
Jugendlichen werden oftmals zuerst an Fronten geschickt, während vorher
eine  Welle  von  Nationalismus  nochmals  versucht,  dass  es  in  unserem
Interesse ist, fürs Vaterland zu sterben. Doch dass Nationalstaaten nicht in
unserem Interesse handeln, konnten wir während der Pandemie sehen. Die
Wirtschaft  schrumpft,  der  Gesundheitssektor  war  in  vielen  Ländern  am
Zusammenbrechen  –  doch  statt  darin  zu  investieren,  wuchsen  die
Rüstungsausgaben weiter und weiter. Und das ist nur eines von unzähligen
Beispielen, das klarmachen soll: die Kriege, die aktuell geführt werden, sind
Kriege des Kapitals. Sie finden im Interesse der Herrschenden statt, um die
eigenen Profite zu sichern. Doch Werbung und Verpflichtung fürs Sterben
sind  für  viele  von  uns  Alltag.  Denn  die  Jugend  ist  ein  essenzieller  und
wichtiger Teil der Armeen. Wir sind noch nicht komplett in der Produktion



eingebunden,  kann  somit  ohne  große  Einbrüche  für  die  Wirtschaft
einbezogen  werden  und  muss  oftmals  nicht  einmal  entlohnt  werden.
Dadurch, dass Jugendliche kein Mitspracherecht in politischen Themen und
gesellschaftlichen Entscheidungen besitzen, wird es bewusst erschwert, dass
sich dagegen Widerstand erhebt oder formuliert.

Bittere Realität: Jugend im Kreuzfeuer

Aktuell werden weltweit 250.000 Kinder und Jugendliche als Soldat:innen in
kriegerischen Auseinandersetzungen sowohl von regulären Armeen als auch
von  Rebellengruppen  eingesetzt.  Sie  bilden  immer  mehr  einen  festen
Bestandteil  in  der  militärischen  Infrastruktur,  ob  an  der  Waffe,  als
Spion:innen, Informationsübermittler:innen oder bei anderen aufkommenden
Tätigkeiten.  Darüber  hinaus  wird  oft  vergessen,  dass  sexuelle
Gewalt in militärischen Auseinandersetzungen immer stark ansteigt und auch
gezielt  als  Kriegswaffe  eingesetzt  wird.  So  sind  5  bis  20  Prozent  der
Kindersoldat:innen  Mädchen,  die  vor  allem  als  Zwangsprostituierte
eingesetzt  werden[2].  Massenvergewaltigungen  sind  dabei  die  höchste
Gewaltform und leider vor allem in Massakern, Kriegen gegen Minderheiten
etc. eine immer wiederkehrende Kriegsführung. Myanmar (2017), Äthiopien
(2021/22)  und  Demokratische  Republik  Kongo  (seit  2007)  sind  traurige
Beispiele unserer Zeit, in welchen mehrere Tausende Frauen vergewaltigt
wurden, um den Willen der Menschen zu brechen und aufs brutalste zu
entmenschlichen. 

So gab es weltweit 2022 67 Länder, in denen eine Wehrpflicht existiert[3]. Zu
erkennen ist, dass die meisten Länder der Welt irgendeine Form von Armee
besitzen, sie sich aber vor allem in der Art und Weise der Rekrutierung
unterscheiden.  Länder  ohne  Wehrpflicht  besitzen  oftmals  große
Anwerbekampagnen  und  verschiedene  Angebote,  die  sowohl  leistbare
Möglichkeiten auf Bildung bieten als auch die Option, ein Leben lang im
Militär zu arbeiten. Außerdem besitzen einige Länder eine Wehrpflicht de
Jure, was bedeutet, dass Männer und in einigen Ländern auch Frauen sich
zwischen einem bestimmten Alter bei der Armee melden müssen und bei
„Bedarf“ rekrutiert werden. Aktuell melden sich aber in den meisten Ländern
genügend Freiwillige, sodass dies in den wenigsten Fällen umgesetzt wird.



In  Europa  haben  aktuell  nur  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Estland,
Zypern,  Griechenland,  Schweiz  und  Österreich  eine  Wehrpflicht,  aber
angesichts  des  Ukrainekrieges  denken  einige  weitere  Staaten  über  eine
Reform ihrer  Militärdienste  nach.  Lettland  war  das  erste  Land,  welches
schon Anfang Juli einen Wehrdienst wegen des Krieges einführen möchte.
Ein  Gesetzesentwurf  dazu  soll  im  kommenden  Jahr  vom  Parlament
verabschiedet  werden.  Der Verteidigungsminister  Pabriks  macht  dabei  in
seiner Aussage um die Wiedereinführung deutlich: „Damit dürfe sich das
Risiko verringern, dass Russland Lettland nach Belieben angreift“[4]. Dass
andere Länder folgen werden ist sicher, in den meisten Ländern der EU (z.B.
Niederlande) wurden über die Aufstockungen der eigenen Armee diskutiert
und Studien zur Wiedereinführung des Militärdienstes in Auftrag gegeben.
Auch Deutschland ist in der Debatte nicht stumm geblieben. Aus den Reihen
aller Parteien wurden Stimmen nach einer Wiedereinführung der Wehrpflicht
laut,  was  in  diesem  Kontext  eine  Stimme  für  eine  fortschreitende
Militarisierung  ist.



Krieg dem Krieg: kein Cent, kein Mensch dem Militarismus!

Wir  wollen  kein  Kanonenfutter  sein  oder  zusehen,  wie  unsere
Lebensgrundlage immer weiter zerstört wird. Denn Kriege töten nicht nur
unmittelbar,  sondern  befeuern  auch  die  Klimakrise.  Was  also  tun?  Wir
verurteilen nicht per se, wenn Jugendliche zur Waffe greifen, um für ihre
Interessen, gegen Kapitalismus, Ausbeutung und Imperialismus zu kämpfen.
Oftmals  b le ibt  ihnen  nichts  anderes  übrig,  wenn  es  um  die
Selbstverteidigung erkämpfter Räume geht. Jugendliche kämpfen Seite an
Seite in Befreiungskämpfen von Kurdistan bis Palästina, aber eben für ihre
Interessen, gegen Besetzung und Vertreibung. Dies ist nicht gleichzusetzen
mit den Kriegen der imperialistischen Staaten für die Profite einer Elite. 

Wenn wir uns diesen effektiv entgegenstellen wollen, müssen wir aus der
Geschichte  lernen.  Hier  sind  die  Oktoberrevolution  sowie  die  Anti-
Kriegsbewegungen des Ersten Weltkrieges als relevante Beispiele zu nennen,
in  denen  Arbeiter:innen  massenhaft  und  organisiert  gegen  das
imperialistische System vorgingen. Denn nur wenn wir das Problem an der
Wurzel packen – den Kapitalismus mit seinem ewigen Konkurrenzzwang –
können  erfolgreich  sein.  In  der  Oktoberrevolution  wurde  ein
Arbeiter:innenstaat errichtet, welcher in Kombination mit der gescheiterten
Novemberrevolution zum Ende des Ersten Weltkrieges führte. Anhand dieser
historischen Ereignisse muss man die angewandten Strategien analysieren
und von ihnen methodische Wege für  die  Überwindung imperialistischer
Kriege und des Imperialismus als Ganzes ableiten. Ein weiteres wichtiges
Beispiel  sind  die  Aufstände  im  Arabischen  Frühling,  welche  von  großer
Bedeutung  für  Anti-Imperialismus-Bewegungen  in  halbkolonialen  Ländern



sind.

Doch die bloße Analyse und Übertragung der Strategien und Taktiken der
vergangenen Arbeiter:innen- und Jugendbewegung ist nicht ausreichend. Wir
müssen  die  Lehren,  die  wir  aus  diesen  ziehen  können,  auf  die  heutige,
veränderte Situation der Weltpolitik und die veränderten Gegebenheiten in
der Lage der Arbeiter:innenklasse anwenden. Es bleibt die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  Arbeiter:innen-  und  Jugendbewegung  gegen
imperialistische Konflikte!  Aber wie und wo kann uns das gelingen? Um
erfolgreich  zu  sein,  muss  ein  solcher  Kampf  zwangsläufig  auf  einer
internationalen  Ebene  stattfinden.  Klar,  müssen  jene  von  uns  in
imperialistischen  Ländern,  sich  gegen  die  Kriegsinteressen  der  eigenen
Nation stellen.  Doch da auch der Imperialismus ein globales System ist,
können  wir  nur  erfolgreich  sein,  wenn  wir  uns  ebenfalls  international
organisieren.  Das  heißt:  Eine  erfolgreiche  Antikriegsbewegung  muss
international sein und den Kampf gegen die Auswirkungen des Krieges mit
dem Kampf gegen das kapitalistische System verbinden. Dabei ist es wichtig,
dass  wir  uns  nicht  vom Nationalismus  spalten  lassen  und  trotzdem das
Selbstbestimmungsrecht  unterdrückter  Völker  und  Halbkolonien
verteidigen.  

Für  die  Zerschlagung  aller  imperialistischen  Militär-  und
Wirtschaftsbündnisse!  Für  die  Niederlage  des  Imperialismus  –
sofortiger  Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  ihrer
Handlanger!
Gegen jegliche imperialistischen Militarisierung: Weder Wehrpflicht
noch  Beru f sheer  –  f ü r  d i e  Se lbs t ve r t e id igung  de r
Arbeiter: innenklasse!  Für  demokratisch  legit imierte
Arbeiter:innenmilizen  unter  Kontrolle  von  Räten!
Kein Cent und kein Mensch dem Militarismus: Gegen Werbung für
das Militär! Gegen jegliche „Aufrüstungspakete“ und Militäretats!
Zerschlagt die Rüstungsindustrie! Verstaatlichung ihrer Kriegsprofite
und Überführung der Kriegsindustrie in eine zivile Industrie.
Für  den  Aufbau  e iner  in ternat iona len  Jugend -  und
Arbeiter:innenbewegung gegen Krieg und Kapital!



Für das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter Nationen.
Für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine, weder unter Kontrolle
von Russland noch unter Kontrolle der NATO.
Enteignet  die  Kriegsprofiteure!  Alle  Waffenkonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle.
Für das Selbstverteidigungsrecht der Arbeiter:innen! Entwaffnet den
bürgerlichen Staat!
K e i n  S t e r b e n  f ü r  i m p e r i a l i s t i s c h e  K r i e g e :  G e g e n
Generalmobilisierungen der Imperialisten.
Für den Aufbau einer internationalen Arbeiter:innenbewegung gegen
Krieg und Kapital!

[ 1 ]
https://www.handelszeitung.ch/politik/welt-ohne-hunger-kostet-267-milliarde
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[ 3 ]
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[ 4 ]
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Youth and Militarization
A  resolution  passed  by  the  international  delegates  conference  of  the
communist  youth  organization  REVOLUTION

Declaring war on war: No to the increasing militarization!

There is war: whether in Yemen, Myanmar, Kurdistan, or Ukraine. Wherever
war rages, it destroys our livelihoods, drives millions of people from their
homes,  and  brings  death.  And  in  between  destruction  and  weapons
production, heated up by the interests of the profiting parties, we young
people are the ones who have to cope with the consequences of this chaos.
But simply hoping for peace will not help us, because warlike conflicts and
military budgets have steadily increased in recent years. In particular, the
Russian  war  of  aggression  on  Ukraine  represents  a  new quality  of  the
conflict. This war is an escalation of the imperialist conflict between Russia
and NATO and bears the danger of escalating even further. We say clearly:
No  to  the  imperialist  invasion  of  Ukraine  by  Russia,  for  an  immediate
withdrawal of all Russian troops! But equally, we oppose the influence of the
NATO powers, which only want to expand their own influence at the expense
of the Ukrainian population. because this conflict is inciting young people in
particular.In the end, they only have two options: to fight at the front or to
desert. We take the side of the Ukrainian youth and the workers‘ movement
against  the  Russian  war  of  aggression,  with  the  aim  of  building  up  a
resistance that is politically independent of NATO. The effects of the war do
not stop at the borders of Ukraine or Russia, but are felt worldwide. The war
is driving up inflation, causing energy and food prices to skyrocket. This
should not be our future! But if we want to fight effectively against war and
its consequences, we must first ask ourselves: Why does war exist at all? And
why has there been an increase in warlike conflicts in recent years? 

The strongest wins

The world we live in is completely subjected to capitalist production and the
logic of profit. There is no land, no raw material on earth, that does not
belong  to  a  capitalist.  This  is  a  characteristic  of  the  highest  stage  of

https://onesolutionrevolution.de/english-version-youth-and-militarization/


capitalism, imperialism. Even if everything is divided, competition still exists
between  different  capitalists  as  well  as  different  nation  states.  They
sometimes have no choice but to wage wars over economic routes (the West
African coast), economic spaces (Mali), or geostrategic spheres of influence
(Ukraine,  Syria,  Afghanistan)  in  order  not  to  fall  behind.In  some crises,
however, profits are too low for capitalists to want to invest in their own
production,  in  which  case  it  may  be  worthwhile  for  them  to  destroy
competing productive forces in a war. In short, the policy of recent years is a
sharpened  form  of  economic  competition,  and  war  is  ultimately  the
continuation  of  this  policy  by  other  means.

Capitalism has the compulsion to always accumulate ever more profit,  to
open ever newer markets, and to obtain ever cheaper labor. The imperialist
blocs have the urge to escalate conflicts between them ever further in order
to destroy competing capital and productive forces. Both will inevitably lead
to war. If we are to fight against these forces, we must look at their role at all
levels of the global system. Fighting wars is thus always synonymous with
fighting capitalism!

Crisis

Crises  act  as  accelerators  in  this  process,  as  they  increase  competition
between the individual factions of capital. So it is no wonder that military
spending has skyrocketed in the last 10 years and international conflicts are
on the rise again.  After  all,  the global  economic crisis  of  2007/8 is  still
shaping current events. At that time, bailout plans were created for capitalist
states to end the crisis. Thus, we have been witnessing a long-standing low
interest rate policy of the U.S. Federal Reserve and the European Central
Bank, government stimulus programs of the Chinese state, and the growth of
new speculative bubbles. Instead of capital being destroyed in the crisis, its
costs were passed on to the working class, and further crises were artificially
delayed  by  means  of  the  rescue  plans.  The  consequences  were  massive
impoverishment and indebtedness, an international shift to the right, and
increasing  competition.  With  the  collapse  of  the  international  economy
during the Corona pandemic, the situation has now worsened again – and the
struggle for the redivision of the world has been further fueled. The main



conflict here is between the U.S. and China, who are fighting over who will
be the dominant force on the world map. At the same time, however, other
forces are also getting into the mix, trying to save themselves from going
under in the context of the competition. 

Bloc formation and the threat of conflict

Thus, in the wake of the Ukraine war, NATO, which was thought dead, has
re-formed – and even expanded to include Finland and Sweden. In addition,
imperialist states such as Germany and the EU as a whole have moved closer
to the United States in the wake of the war of aggression. Even if ultimately
each  side  fights  for  itself,  different  blocs  are  forming  in  the  current
showdown.  Not  every  power  can  be  fully  counted  towards  a  bloc.  The
struggle for spheres of influence also generates forces such as India and
Pakistan, which cannot assert their interests internationally on their own, but
try to make the best of it through shifting alliances. However, even if the bloc
formation is not yet complete, it is certain that confrontations will increase
due to the sharpened struggle for control. Where the confrontations will take
place is not clear, but looking at the bloc formations and the world economic
crisis, some regions more than others may become more and more the scene
of confrontation. In addition to Ukraine, Taiwan is another country that is
repeatedly targeted by the superpowers China and the United States. Taiwan
is denied its national independence by the Chinese, because Xi Jinping, who
is  currently  struggling  with  recurring  unrest,  is  beating  the  drum  of
chauvinism more and more before the upcoming elections. In addition, China
has been trying to establish a new Silk Road on land and water for several
years,  sometimes  with  great  success,  and  is  making  many  semi-colonial
countries dependent on it. The dwindling power and influence of the USA in
North Africa, the Middle East, and parts of Asia, leads to a power vacuum on
the one hand, and on the other, leaves the door open for other imperialist
powers. However, it should be clear to all of us that this struggle will not
take place without military means.

More money for death

A look at arms spending also shows us this: in 2020, global military spending



will  reach a new record: according to the Stockholm International peace
research institute Sipri,  it  will  be $1.981 trillion, more than ever before.
That’s $5.4 billion per day and $226 million per hour. If the amount spent per
hour on military spending were spent on hunger in a year, world hunger
could be eliminated in 15 years.[1] The United States spends 39% of all
military  spending worldwide ($778 billion).  Next  in  line  is  China,  which
within the last decade (since 2011) increased its defense spending by 76% to
$252 billion, covering 13% of global spending. Germany is also increasing its
military spending, to $52.8 billion, an increase of 5.9%, It has thus increased
its spending even more than the U.S. compared to last year, ranking 7th
behind China,  India,  Russia,  the UK, and Saudi Arabia.  Japan is  another
example of the ongoing militarization of the world. The country has already
softened its pacifist foreign policy in recent years, and in 2022 it will again
massively increase its military budget. The figures speak for themselves, and
make it clear: the imperialist states are arming themselves and preparing for
coming wars.

Future: Cannon Fodder?

All these developments show that „the good life“ is not automatically part of
our future if we don’t do anything for it. We young people, in particular, are
frequently sent to the frontlines first, while a wave of nationalism tries to
persuade us that it is in our best interests to die for the fatherland. However,
we saw during the pandemic that nations do not act in our best interests. The
economy was shrinking; the health sector was collapsing in many countries –
but instead of investing in it, arms spending kept growing and growing. And
this is just one of countless examples that should make this clear: the wars
that are currently being waged are wars of capital. They occur in order for
the ruling class to secure their own profits. But advertising and the obligation
to die are routine for many of us.  Because youth is an essential  part of
armies.  We  are  not  yet  completely  part  of  the  productive  process,  can
therefore be drafted without great losses for the economy, and often do not
even have to be paid. The fact that the youth have no say in political issues
and social decisions makes it deliberately difficult for resistance to arise or
be formulated.



Bitter Truth: Youth in the Crossfire

Currently, 250,000 children and young people around the world are deployed
as soldiers in armed conflicts, both by regular armies and by rebel groups.
They  increasingly  form  an  integral  part  of  the  military  infrastructure,
whether as regular foot soldiers, as spies, as information transmitters, or in
other  emerging  activities.  In  addition,  it  is  often  forgotten  that  sexual
violence is always on the rise in military conflicts and is also used specifically
as a weapon of war. For example, 5 to 20 percent of child soldiers are girls,
who are mainly used as forced prostitutes[2]. In this context, mass rape is the
highest form of violence and unfortunately a recurring weapon, especially in
massacres, wars against minorities, etc. Myanmar (2017), Ethiopia (2021/22),
and the Democratic Republic of Congo (since 2007) are sad examples of our
time, in which several thousands of women have been raped to break the will
of the people and dehumanize them in the most brutal way. 

Thus, in 2022, there are 67 countries in the world where there is compulsory
military service[3]. It can be seen that most countries in the world have some
form of  army,  but  they differ  mainly  in  the way they recruit.  Countries
without conscription often have large recruitment campaigns and various
offers that provide both affordable opportunities for education and the option
to serve in the military for life. In addition, some countries have de jure
conscription, which means that men, and in some countries women, must
enlist in the military between a certain age and are recruited when „needed.“
Currently, however, sufficient volunteers enlist in most countries, so this is
implemented in very few cases.

In  Europe,  only  Denmark,  Sweden,  Finland,  Estonia,  Cyprus,  Greece,
Switzerland and Austria currently have compulsory military service, but in
light of the Ukraine war, several more countries are considering reforming
their military services. Latvia was the first country to introduce conscription
at the beginning of July due to the war. A draft law on the matter is expected
to be passed by parliament next year. The Minister of Defense Pabriks makes
this clear in his statement about the reintroduction: „This should reduce the
risk that Russia will attack Latvia at will „[4]. That other countries will follow
is  certain,  in  most  countries  of  the  EU  (e.g.  the  Netherlands)  the



strengthening of their own armies has been discussed, and studies about the
reintroduction of military service have been commissioned. Germany has not
remained silent in the debate either. Voices have been raised from the ranks
of all  parties calling for the reintroduction of conscription, which in this
context is a vote for the progression of militarization.

War to war: not a cent, not a human to militarism!

We don’t want to be cannon fodder or watch as our livelihood is destroyed.
Because wars do not only kill directly but also fuel the climate crisis. So what
to do? We do not condemn it in itself when the youth take up arms to fight for
their  interests  against  capitalism,  exploitation,  and  imperialism.  When it
comes to  self-defense  in  contested areas,  they  frequently  have  no  other
option.  From Kurdistan  to  Palestine,  young people  fight  side  by  side  in



liberation  struggles  for  their  own  interests,  against  occupation  and
displacement. This is not the same as the wars of the imperialist states for
the profits of an elite. 

If we want to oppose them effectively, we have to learn from history. Here,
the October Revolution as well as the anti-war movements of the First World
War should be mentioned as relevant examples, in which workers took mass
organized  action  against  the  imperialist  system.  Only  if  we  attack  the
problem at its roots can we be successful. In the October Revolution of 1917
a  workers‘  state  was  established,  which,  in  combination  with  the  failed
November Revolution of 1918 led to the end of the First World War. On the
basis of these historical events, it is necessary to analyze the strategies used
and derive from them methodical ways of overcoming imperialist wars and
imperialism as a whole.  Another important example are the Arab Spring
uprisings, which are of great importance for anti-imperialism movements in
semi-colonial countries.

However,  simply  analyzing and transferring the strategies  and tactics  of
previous worker and youth movements is insufficient. We must apply the
lessons we can draw from them to today’s changed situation in international
politics and the changed realities of the situation for the working class. But
there remains the necessity  of  building a workers‘  and youth movement
against imperialist conflicts! But how and where can we succeed in this? To
be successful, such a struggle must necessarily take place on an international
level.  Clearly,  those  of  us  in  imperialist  countries  must  oppose  the  war
interests of our own nation. But since imperialism is also a global system, we
can only be successful if we also organize internationally. This means that a
successful  anti-war  movement  must  be  international  and  combine  the
struggle against the effects of war with the struggle against the capitalist
system. In doing so, it is important that we do not allow ourselves to be
divided by nationalism and still  defend the right to self-determination of
oppressed peoples and semi-colonies. 

For the smashing of all imperialist military and economic alliances!
For  the  defeat  of  imperialism  –  immediate  withdrawal  of  all
imperialist  troops  and  their  henchmen!



Against  all  imperialist  militarization:  Neither  conscription  nor
professional army – for the self-defense of the working class! For
democratically  legitimized  workers  militias  under  the  control  of
workers councils!
Not a cent and not a human to militarism: Against all advertising for
the  military!  Against  any  „rearmament  packages“  and  military
budgets!
Smash the arms industry! Nationalize its war profits and convert the
war industry into a civilian industry.
For  the  establishment  of  a  global  youth  and  workers  movement
against war and capitalism!
For the right of self-determination of oppressed nations.
For the right of self-determination of Ukraine, neither under control
of Russia nor under control of NATO.
Expropriate the war profiteers! All arms corporations under workers
control.
For the workers‘ right to self-defense!Disarm the bourgeois state!
No dying for imperialist wars: Against general mobilizations of the
imperialist countries.
For  the  establishment  of  an  international  workers‘  movement
opposed to war and capitalism!

[1]https://www.handelszeitung.ch/politik/welt-ohne-hunger-kostet-267-milliar
d e n - d o l l a r - 8 1 0 9 8 5 # : ~ : t e x t = U m % 2 0 i n
%2015%20Jahren%20den,650%20Millionen%20Menschen%20Hunger%20lei
den.

[2]https://www.tdh.de/was-wir-tun/themen-a-z/kindersoldaten/

[3]https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1334153/umfrage/verteilung-
der-laender-nach-status-der-wehrpflicht/

[ 4 ] T r a n s l a t i o n  f r o m :
https://de.euronews.com/my-europe/2022/07/27/welche-lander-in-europa-woll
en-wieder-eine-wehrpflicht-einfuhren



Solidarität  mit  Brokkoli:
Springer enteignen!
Das frisch angebrochene Jahr 2023 versucht es direkt in seiner ersten Woche
gleich mal damit, in die Charts der absurdesten Twitter-Tage zu kommen:
Der  rechtskonservative  Chefredakteur  der  Springer-Tochter  WeltN24  Ulf
Poschardt  ist  wohl  am  05.01.  auf  seinem  Streifzug  durch  Twitter  nach
„rotgrüner  umerziehungsfolklore“[1]  auf  das  Video-Statement  unseres
Genossen  Brokkoli  gestoßen.  Mit  einem  lächerlich-populistischen  Tweet
versucht er nun seine Armee aus rechten Trollen, Incels und Polizei-Fanboys
auf uns zu hetzen[2].

Das Videostatement,  auf  das sich Ulf  bezieht,  haben wir  gemeinsam mit
Genoss_innen des „Revolutionären Bruchs“ veröffentlicht.  Darin rufen wir
dazu auf, auf der gleichnamigen Konferenz um die Frage des Antirassismus
zu  diskutieren,  da  die  Berliner  Linkspartei  sich  im  Wortlaut  zwar  oft
antirassistisch gibt,  praktisch als  Teil  der  Berliner  Landesregierung aber
Abschiebungen  bewilligt  und  migrantischen  Communites  das
Demonstrationsrecht verweigert.  Über 600 Menschen waren in Berlin im
letzten Jahr von Abschiebungen betroffen. Sogar das im Koalitionsvertrag
festgeschriebene  Verbot  von  nächtlichen  Abschiebungen  wurde  immer
wieder missachtet.  Durchgeführt  werden diese Abschiebungen von einem
Polizeiapparat, dessen struktureller Rassismus schon lange kein Geheimnis
mehr ist und der seinen blutigen Höhepunkt in der Ermordung von Oury
Jalloh und Mouhamed Dramé gefunden hat. Diese Polizei will der Senat nun
mit  Elektro  Tasern  und  einer  neuen  Racial-Profiling-Wache  am  Kotti
ausstatten. Für den rechtskonservativen Ulf ist das natürlich kein Problem.
Er sieht das Problem eher darin, dass Brokkoli einen ACAB-Hoodie trägt und
den Palästinenser_innen ein Selbstbestimmungsrecht zugesteht.

Im  Mai  letzten  Jahres  wurde  in  Berlin  anlässlich  des  Nakba-Tages  (ein

https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-brokkoli-springer-enteignen/
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Gedenktag  zur  Vertreibung  von  über  700  000  Palästinenser_innen)  ein
gerichtliches Demonstrationsverbot erlassen. Die geplanten Demonstrationen
wurden  pauschal  als  antisemitisch  verunglimpft  und  das,  obwohl  die
Veranstalter_innen  sich  mehrmals  klar  gegen  Antisemitismus  auf  ihren
Aktionen positioniert haben. In der Debatte um das Demonstrationsverbot
wurde dabei immer wieder auf rassistische Stereotype von „emotionalisierten
Arabern“ (ähnlich wie wir sie aktuell in der Debatte um das Böller-Verbot
hören müssen) Bezug genommen. Damals wie heute verurteilen wir diese
rassistische Einschränkung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit. Ulf
verdreht  diese  Kritik  in  seinem  Tweet  zu  einem  angeblichen  „linken
Antisemitismus“. Hätte er seinen Job als Journalist vernünftig gemacht und
mal kurz auf unserer Homepage recherchiert, wäre er jedoch schnell auf
unsere ausführliche Resolution zum Thema Antisemitismus[3] gestoßen und
hätte ebenfalls in unserem Programm nachlesen können, dass wir für einen
binationalen, säkularen und sozialistischen Staat im Nahen Osten eintreten,
indem  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrer  Religion  in  Frieden  und
Gleichberechtigung  miteinander  leben  können[4].

Gründliche  Recherche  und  Quellenbelege  scheinen  jedoch  nicht  das
Steckenpferd von Ulf Poschardt zu sein. So wurde er bereits im Jahre 2000
als Chefredakteur beim Magazin der Süddeutschen Zeitung gekündigt, weil
er dort gefälschte Interviews und Storys ungeprüft veröffentlicht hatte[5]. Ulf
scheint  es  vielmehr  als  den  Kern  seiner  journalistischen  Tätigkeit  zu
verstehen,  auf  Twitter  Aufmerksamkeit  durch  seine  chauvinistischen
Kommentare  zu  generieren.  Seine  Feinde  sind  dabei  wahlweise
Klimaaktivist_innen,  Corona-Schutzmaßnahmen,  Geflüchtete  oder  die
öffentlich-rechtlichen Medien. Aufrechte Aktivist_innen setzt er dabei mit der
islamistischen Terrormiliz Boko Haram gleich, indem er sie mit „Wokoharam“
betitelt[6].  Er selbst versteht seinen „Journalismus“ auf Twitter dabei als
„Kulturkampf“[7]  gegen „politisch korrekte  Aktivisten“.  Es  geht  ihm also
darum, Linke mit welchen an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen auch
immer im Sinne seines Kulturkampfes zu verunglimpfen. Wie so häufig muss
der Vorwurf des Antisemitismus auch bei Ulf als Projektionsfläche herhalten.
So inszeniert er sich als kritikloser Verteidiger einer Polizei, die sich mit
faschistischen Chatgruppen einen Namen gemacht hat: Kein Wort über deren



antisemitische Inhalte aber stattdessen große Empörung über einen Hoodie.
Wir  fragen  uns  dabei,  wie  es  eigentlich  um Ulfs  Treue  gegenüber  dem
Rechtsstaat bestellt ist, wenn er Einschränkungen des Versammlungsrechts,
Angriffe auf die Meinungsfreiheit und Verwässerungen des Rechts auf Asyl
kritiklos verteidigt.

Das Ekligste an der von Ulf angestoßenen Debatte ist jedoch, mit welcher
Verachtung und welchem Hass einem politisch aktivem Jugendlichen, der
klar politisch Stellung bezieht, begegnet wird. Dass Jugendunterdrückung ein
tief verankertes Phänomen in kapitalistischen Gesellschaften ist, sieht man
hier darin,  dass einem Jugendlichen nicht zugestanden wird,  eine eigene
politische Meinung zu haben. Nein, er sei „vor die Kamera gezerrt“ worden
oder sei „in der Pubertät“. Umso mehr bestätigt uns das darin, dass es richtig
ist,  sich in  einer  unabhängigen Jugendorganisation,  ohne Bevormundung,
unter Jugendlichen selbst zu organisieren.

Die  Heftigkeit  mit  der  die  Debatte  aktuell  auf  Twitter  geführt  wird,
unterstreicht einmal mehr, wie viel Angst Vertreter_innen der bürgerlichen
Klasse wie Ulf haben, wenn wir Jugendliche uns trauen, unsere Stimme zu
erheben. Es offenbart zugleich ihre Schwäche, wenn sie ein kurzes harmloses
Videostatement mit allen dreckigen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
bekämpfen  müssen.  Solidarität  mit  Brokkoli!  Dieser  Angriff  hätte  jede_n
aufrichtige_n Aktist_in von uns treffen können, denn er richtet sich nicht
spezifisch gegen Brokkoli, sondern gegen eine Jugend, die nicht länger bereit
ist, dem Kapital dabei zuzuschauen, wie es unseren Planeten zerstört. Bitte
teilt  und  verbreitet  dieses  Statement!  Insbesondere  Gliederungen  der
Linksjugend solid, sollten sich in der Verantwortung sehen, sich in dieser
Frage zwischen Ulf und dem „Revolutionären Bruch“ zu positionieren. Lasst
Ulf mit seinem Versuch „Revolution“, den „Revolutionären Bruch“ und die
Linkspartei zu diskreditieren nicht durchkommen! Kommt zur Konferenz am
14. Januar und lasst uns gemeinsam diskutieren, was wir dem Hass und der
Verachtung der herrschenden Klasse und ihrer Medien entgegenzusetzen
haben.

Abschließend möchten wir jedoch noch ein paar Worte der Dankbarkeit an
Ulf  richten: Zuerst einmal vielen Dank für die kostenlose Werbung. Eine



größere Reichweite als du sie uns geschenkt hast, hätten wir mit unseren
bescheidenen finanziellen Mitteln nicht generieren können. Ebenfalls sind
wir dir dafür dankbar, dass du uns mit der Hetze deines Springer-Verlages,
die  bereits  Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen
Umstand erinnerst:  Dieses rechte,  antidemokratische und imperialistische
Hetzblatt  gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche
Kontrolle  gebracht!

[ 1 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1611299976495366145?cxt=HHwWgoDQ2
dSyvtwsAAAA

[ 2 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1610921238586880000?cxt=HHwWgMDTs
ZuVktssAAAA

[ 3 ]
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

[ 4 ]
https://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2017/07/Programm2018.
pdf

[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Ulf_Poschardt

[ 6 ]
https://uebermedien.de/67936/was-ulf-poschardt-zuzutrauen-ist-und-was-nich
t/

[7] https://twitter.com/niggi/status/1490099359307948035



Silvester 2022: Nach den Böllern
kommt der Rassismus
145 Menschen hat die Polizei lt. Tagesschau bundesweit im Zusammenhang
mit Silvesterkrawallen festgenommen, rund zwei Drittel entfielen auf Berlin.
Diese  sollen  nicht  nur  Einsatzkräfte  der  Polizei,  sondern  auch  der
Feuerwehren,  teilweise  auch  Passant:innen  gezielt  mit  Böllern  und
Feuerwerkskörpern  beschossen  haben.

Silvesterkrawalle sind nun nichts total Neues in Deutschland – und erst recht
nicht zahlreiche Verletzungen, Schlägereien, Unfälle bei den Neujahrsfeiern.
Und  ebenso  wenig  neu  ist  die  fast  schon  alljährliche  Debatte  um  das
Verkaufsverbot von Böllern und Feuerwerkskörpern.

Es mag auch gut  sein,  dass die  Zahl  der Einsätze der Polizei  und auch
direkter bewusster Übergriffe und Angriffe auf Beamt:innen in diesem Jahr
nach der Coronapandemie nach oben ging. Dass es sich dabei um eine neue
Qualität handelt, muss aber in Zweifel gezogen werden. Bevor wir uns jedoch
damit beschäftigen, müssen wir darauf eingehen, was wirklich neu ist: das
Ausmaß an offen rassistischer Zuschreibung durch die bürgerliche Politik.

Rassismus und Law and Order
Nachdem  sich  der  Rauch  der  Feuerwerke  längst  verzogen  hat,  legen
Politiker:innen und sog. Expert:innen nach. CDU-Fraktionsvize Spahn, einst
ein Shootingstar seiner Partei, bringt sich mit rassistischen Zuschreibungen
und  Law-and-Order-Parolen  ins  Gespräch  –  und  macht  auch  gleich  die
Ursachen für eine angeblich neue Qualität von Rowdytum aus: „ungeregelte
Migration, gescheiterte Integration und fehlenden Respekt vor dem Staat“.
Die Berliner CDU und FDP legen nach:

„Der CDU-Bezirksstadtrat für Soziales in Neukölln, Falko Liecke, wurde der
Berliner  Zeitung  gegenüber  deutlicher.  In  Neukölln  sei  eine  ‚komplette
Parallelgesellschaft  herangewachsen,  die  mit  unseren  Staatsorganen,  der
Polizei  und  unserem  Bildungssystem  nichts  zu  tun  hat’.  Die  FDP-
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Bundesabgeordnete  Katja  Adler  sprach  auf  Twitter  von  ‚kultureller
Überfremdung’.  Der  innenpolitische  Sprecher  der  Jungen  Union  NRW,
Manuel Ostermann, ging noch weiter. Das Problem seien ‚nicht die Böller,
sondern der asoziale Mob, der damit nicht umgehen kann’, schrieb er. Im
Gespräch  mit  der  Bild-Zeitung  bedauerte  er  den  Mangel  deutscher
Grenzkontrollen. Der CDU-Abgeordnete Christoph de Vries scheint bisweilen
die Rassentheorie für sich wiederentdeckt zu haben: Wollen wir Krawalle in
Großstädten bekämpfen, schrieb er auf Twitter, ‚müssen wir auch über die
Rolle  von  Personen,  Phänotypus:  westasiatisch,  dunklerer  Hauttyp
s p r e c h e n ’ . “
(https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/silvesternacht-die-boeller
-debatte-ist-rassistisch-li.303337)

Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft DPolG im Deutschen Beamtenbund,
Rainer Wendt, stößt ins selbe Horn und verweist auf das „Migrantenmilieu“
als  Hort  mangelnder  Staatstreue.  Zudem  fordern  Polizei-  und
Feuerwehrgewerkschaften  stärkere  Überwachung  und  Videocams.

Da fällt es der AfD und wohl auch so manchem Hardcorenazi schwer, sich
nach rechts abzusetzen. AfD-Vorsitzende und -Bundessprecherin Alice Weidel
versucht  es  dennoch  und  wendet  sich  gegen  jede  Erleichterung  der
Einbürgerung:  „Ab diesem Jahr  werden all  die  ‚Menschen‘  eingebürgert.
Dann  können  die  Medien  ohne  schlechtes  Gewissen  schreiben,  dass
‚ D e u t s c h e ‘  E i n s a t z k r ä f t e  a t t a c k i e r t e n . “
(https://www.belltower.news/rassistische-narrative-nach-silvester-neues-jahr-
alte-hetze-144885/)

Laut Weidel und Co. kann es sich beim „Mob“ überhaupt um keine echten
Deutschen, allenfalls nur um „Passdeutsche“ gehandelt haben. Selbst von
Menschen mag sie nur unter Anführungszeichen sprechen – und setzt so den
rassistischen Zuschreibungen von Liberalen und Konservativen noch eins
drauf.

Bürgerliche Öffentlichkeit und Expert:innen
Während ein Teil der bürgerlichen Medien vor rassistischen Zuschreibungen
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warnt,  fordern  sog.  Qualitätsmedien  wie  die  FAZ,  dass  nicht  weiter
abgewiegelt werde, wenn es um Gewalt und Migration gehe. So lobt ihr
Redakteur  Jasper  von  Altenbockum  den  „Mut“  von  Spahn  und  NRW-
Innenminister  Herbert  Reul.  die  entgegen  einer  angeblichen
Relativierungskultur die „Wahrheit“ ausgesprochen hätten. Schelte gibt es
für  den  Berliner  Senat,  dem  „in  solchen  Situationen  die  Worte
‚Linksextremisten’ oder ‚Migranten’“ nicht über die Lippen kommen könnten.

Doch nicht nur die bürgerliche Presse verkehrt die Lage so, also würden über
Jahre  Migrant:innen  oder  auch  „Linksextreme“  diskursiv  geschont,  also
würden  jene,  die  die  veröffentlichte  Meinung  privatkapitalistisch  oder
staatlich  kontrollieren,  vor  lauter  „Gutmenschen“  nicht  mehr  zu  Wort
kommen.

In  solchen  Situationen  werden  auch  vorgebliche  Expert:innen  wie  der
Psychologe Ahmad Mansour gern in der Tageschau und anderen Medien zu
Rate gezogen. Sie fabulieren dann von einer „puren Lust an Gewalt“, die auf
den  Straßen  ausgelebt  würde.  Und  weiter:  „Es  hat  aber  auch  mit
patriarchalischen Strukturen zu tun, die dazu führen, dass diese Menschen
unseren  Rechtsstaat,  unsere  Polizei,  unsere  Rettungskräfte  als  etwas
S c h w a c h e s  w a h r n e h m e n ,  d a s  m a n  a t t a c k i e r e n  d a r f . “
( h t t p s : / / w w w . t a g e s s c h a u . d e / i n l a n d / s i l v e s t e r - g e w a l t - g e g e n -
polizisten-101.html)

Lassen wir einmal beiseite, dass es an „patriarchalen Strukturen“ auch in
„deutschen Milieus“ nicht mangelt, so erhebt sich doch die Frage, warum
„unsere Polizei“ nur für wenige Stunden zu Silvester als „etwas Schwaches“
wahrgenommen wird, warum beim racial profiling in Neukölln und anderswo
migrantische  Jugendliche  schikaniert,  unterdrückt  und  Opfer  von
polizeilicher  Gewalt  werden?

Die These von der „Schwäche“ des Staates stellt  die realen Verhältnisse
einfach  auf  den  Kopf.  In  Wirklichkeit  leben  die  Menschen  in  keiner
„Parallelgesellschaft“, sondern am Rand einer Gesellschaft, die sie nur als
Marginalisierte,  als  billige,  entrechtete  Arbeitskräfte  braucht,  deren
Wohnviertel  gentrifiziert  werden  (auf  Berlin-Kreuzberg  folgt  zur  Zeit

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/boellerei-und-randale-an-silvester-debatte-ueber-taeter-und-migration-18576532.html?premium
https://www.tagesschau.de/inland/silvester-gewalt-gegen-polizisten-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/silvester-gewalt-gegen-polizisten-101.html


Neukölln).  Nicht  mangelnde  „Integrationsbemühungen“,  sondern
systematische Diskriminierung und Verweigerung realer Integration prägen
den Alltag. Die „Silvesterkrawalle“ sind kein Zeichen der Machtlosigkeit des
Staates,  sondern  kurzfristige,  emeutenhafte  Äußerung  der  realen
Machtlosigkeit  Jugendlicher.

Verkehrung
Das polizeiliche, konservative, liberale und rassistische Narrativ stellt das
faktisch  auf  den  Kopf.  Wer  auf  gesellschaftliche  Ursachen  auch  nur  im
bürgerlich-demokratischen Sinn verweist, wird von der FAZ und anderen der
Relativierung bezichtigt.

Zugleich  werden  einzelne,  aus  der  Lebenssituation  entrechteter  und
marginalisierter Jugendlicher entstehende gewaltsame Ausbrüche zu einem
„kriminellen  Migrantenmilieu“  konstruiert,  das  vorzugsweise  vom  Islam
geprägt sein soll. Kriminalität, Angriffe auf die Polizei werden zur Tat von
Migrant:innen.

Warum eigentlich sollen Menschen einen Staat und seine Repressionsorgane
„respektieren“ und schätzen, der sie bei der streng reglementierten Einreise
bürokratisch  schikaniert  und  als  Menschen  2.  Klasse  behandelt?  Warum
sollen Menschen einen Staat „respektieren“,  der Geflüchteten über Jahre
einen sicheren Aufenthaltsstatus, einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt und
gleiche  demokratische  Rechte  verwehrt?  Warum sollten  Menschen  einen
Staat  „respektieren“,  der  Immobilienhaie  schützt,  wenn  sie  deren
Wohnungen räumen? Warum sollen Menschen einen Staat „respektieren“,
dessen Beamt:innen in der Regel als verlängerter Arm der Unterdrückung
fungieren?

Es ist nichts „Überraschendes“ an solchen gelegentlichen Gewaltausbrüchen.
Auch  dass  diese  unter  anderem  in  Berlin-Neukölln  und  Kreuzberg
stattfanden,  sollte  niemanden  verwundern  –  schließlich  sind  dies  auch
Zentren der Verdrängung der Armen. Im Grunde handelt es sich dabei um
eine gewaltsame Äußerung von Wut und Frustration Marginalisierter, um
einen, wenn auch blinden Ausbruch gesellschaftlicher Ohnmacht. Daher auch



deren politisch unbestimmter Charakter, daher auch Angriffe nicht nur auf
die  Polizei,  sondern  auch  auf  Feuerwehren  oder  sogar  einzelne
Passant:innen.  Sie  sind  Zeichen  von  Perspektivlosigkeit  sowie  einer
systematischen  rassistischen  und  damit  verbundenen  sozialen
Marginalisierung  eines  Teils  der  Arbeiter:innenklasse  und  eines
entstehenden Subproletariats.  Der  Hass  auf  „den Staat“,  der  selbst  ihre
Unterdrückung exekutiert und täglich befestigt, ist nicht verwunderlich, ja
durchaus nachvollziehbar, auch wenn er politisch ohnmächtig in Erscheinung
tritt.

Der Trick der rassistischen, konservativen und polizeilichen Zuschreibung
besteht nun gerade darin, diese spezifischen, gewaltsamen Ausbrüche von
Wut  herzunehmen  und  als  Ausdruck  der  Kriminalität  und  Asozialität
„integrationsunwilligen“,  „kulturfremden“,  „islamisch“  und  „patriarchal“
geprägten  „Migrantenmilieus“  zuzuschreiben.

So wird eine direkte Linie zur Silvesternacht von Köln gezogen, so wird der
Jahreswechsel  herangezogen,  um  vorzugsweise  jungen,  männlichen
Migranten  Kriminalität  zuzuschreiben.

Die Jahresstatistik spricht eine andere Sprache. Lt. einem Lagebericht des
Innenministeriums  wurden  2021  rund  88.600  Übergriffe  auf
Polizeibeamt:innen erfasst.  „Von den bekannten Tätern  seien  84 Prozent
m ä n n l i c h  u n d  7 0  P r o z e n t  d e u t s c h e  S t a a t s b ü r g e r . “
(https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn)
Von  einem  besonders  hohen  migrantischen  Anteil  an  den  Angriffen  auf
Polizist:innen kann also keine Rede sein.

Doch  das  kümmert  nicht  weiter.  Schließlich  geht  es  bei  der  aktuellen
politischen Diskussion um die Silvesternacht nicht um Fakten, sondern um
rassistische Stimmungsmache. Die Verschärfung bestehender Gesetze, die
geradezu obligatorische Forderung nach rascherer und härterer Aburteilung
der Täter:innen bildet dabei nur einen Teilaspekt.

Nicht minder wichtig ist es, den Verweis auf gesellschaftliche Ursachen der
Ausschreitungen und auf den staatlichen Rassismus selbst zu diskreditieren.

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn


Beispielhaft dafür schlussfolgert ein Kommentar der FAZ:

„Der Gipfel der Relativierung ist erreicht, wenn nicht die Minderheit der
Kriminellen, sondern ‚die Gesellschaft’ verantwortlich gemacht wird. Geht es
um Migranten, soll das wohl heißen: Staat und Polizei sind selbst schuld, weil
sie  nicht  genug  Willkommenskultur  gezeigt  haben.  Das  eigentliche  Übel
beginnt aber in dem Augenblick, in dem politisch nicht wichtig genommen
wird, was im Leben ganzer Stadtteile nicht wichtiger sein könnte. ( …  )

Kriminelle  Jugendliche,  die  ‚ihren’  Kiez in  Geiselhaft  nehmen,  rückt  man
weder mit Wattebäuschchen noch mit der Schweigespirale zu Leibe. Nichts
feuert Respektlosigkeit in diesen Milieus mehr an als ein Opfer, das selbst
keine Selbstachtung ausstrahlt. Selbstvertrauen, Durchsetzungsfähigkeit und
Stärke zeigen Staat und Parteien aber viel zu wenig. Die Innen- ist in diesem
Punkt ein Spiegel der Außenpolitik.“

Hier werden die Verhältnisse im Kiez noch einmal auf den Kopf gestellt, ganz
so als  würden Menschen,  die sich als  Billigjobber:innen oder Arbeitslose
durchs  Leben  schlagen  müssen,  hierzulande  mit  „Wattebäuschchen“
angefasst. Dafür ereifert sich der FAZ-Autor schon über die Vorstellung, dass
Staat  und  Polizei  irgendwie  für  ihr  Handeln,  für  eine  rassistische
Migrationspolitik  und  deren  Umsetzung  verantwortlich  sein  sollten.  Die
Schuldumkehr, die die FAZ beklagt, nimmt sie in Wirklichkeit selbst vor,
indem in  guter  alter  konservativer  Manier  gefordert  wird,  dass  endlich
Schluss  sein  müsse  mit  der  Relativierung  von  Gewaltausbrüchen,  die
Migrant:innen  und/oder  Linksradikalen  zugeschrieben  werden.

Der Staat wird so zum „Opfer“, das endlich mehr „Selbstachtung“ an den Tag
legen müsse, mehr Selbstvertrauen, Durchsetzungsvermögen, Stärke – mit
anderen Worten mehr Willkür, und das nicht nur im Inland, sondern auch auf
der  ganzen  Welt.  Dort  gibt  es  schließlich  noch  mehr  „kriminelle
Ausländer:innen“,  die  dem  deutschen  Imperialismus  nicht  den  nötigen
Respekt  entgegenbringen.
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Ohnmacht  von  Rot-Grün-Rot  und  das
Böllerverbot
SPD und Grüne, aber im Grunde auch die Linkspartei stellen sich natürlich
auch hinter „unsere Polizei“. Allzu offenen Rassismus der Marke CDU und
Co. wollen sie aber auch nicht an den Tag legen. Daher folgen die üblichen
Forderungen  nach  mehr  Überwachung  und  verbesserter  Ausrüstung  der
Polizei  durch  SPD  und  Grüne.  Die  Berliner  Regierende  Bürgermeisterin
G i f f e y  w i l l  a u ß e r d e m  a u c h  e i n e n  „ r u n d e n  T i s c h “  z u r
Kriminalitätsbekämpfung einberufen. Die Berliner Linkspartei hält sich mit
total einseitiger Polizeilobhudelei etwas zurück.

Dafür  setzen  SPD,  Grüne  und  Linkspartei  umso  euphorischer  auf  die
Wunderwaffe „Böllerverbot“.  Campact hat nach der „Nacht des Grauens“
auch einen Onlineappell für das Verbot gestartet.

Sicherlich lässt  sich über  Sinn und Unsinn von Feuerwerken und Böller
streiten. Unbestreitbar gehören sie aber auch zu der Neujahrsfeier für breite
Teile der Bevölkerung. Die Forderung nach einem Totalverbot trifft nicht nur
diese Menschen und gängelt sie noch mehr. Sie zieht auch die Forderung
nach  Stärkung  der  polizeilichen  Befugnisse  und  zur  Vergrößerung  des
Personals zur Durchsetzung eines solchen Verbotes nach sich. Sie läuft also,
ob  gewollt  oder  nicht,  auf  eine  Stärkung  des  Gewaltmonopols  des
bürgerlichen  Staates  hinaus.

Gegen unverantwortlichen und gefährlichen Umgang mit Feuerwerkskörpern
und Böllern braucht es in Wirklichkeit keine Polizei – schließlich provoziert
die Präsenz der sog. Sicherheitskräfte oft gerade jene Ausschreitungen, die
sie  angeblich  verhindern  soll.  Statt  der  Polizei  könnten  von  der
Wohnbevölkerung  selbst  organisierte  Selbstschutzgruppen,  die  von  den
verschiedenen  Communities  getragen  werden,  dafür  sorgen,  dass  alle
friedlich  und  ohne  Polizei  feiern  können.

Der Ruf nach dem Böllerverbot stärkt hingegen die bürgerliche Polizei. Er
erweist sich vor allem als völlig hilflos angesichts der rassistischen Hetze.
Lahm fordern  zwar  Campact  und  Vertreter:innen  von  SPD,  Grünen  und



Linkspartei ihre bürgerliche und offen rassistische Konkurrenz dazu auf, die
Silvesterausschreitungen  nicht  zu  rassistisch  „aufzuladen“  oder  zu
„missbrauchen“. Doch dieser Appell erweist sich als wirkungslos, wenn die
Ursache dieser ohnmächtigen Ausbrüche der Wut nicht thematisiert wird,
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  Zusammenstößen  mit  der  Polizei,
Rassismus,  Ausbeutung migrantischer Arbeitskraft  und Perspektivlosigkeit
der Jugend selbst nicht in den Blick genommen wird.

Dies  ist  jedoch  für  die  reformistischen  und  linksbürgerlichen  Parteien
schlechthin  unmöglich.  Schließlich  haben  sie  selbst  jene  Politik
mitzuverantworten, die Millionen rassistisch diskriminiert, die die Zahl der
von Armut bedrohten Menschen in Deutschland auf 13 Millionen steigen ließ.
Wer über Jahre der Immobilienlobby zuarbeitet, deren Enteignung bekämpft,
den  Billiglohnsektor  ausweitet,  hat  auch  keine  Antworten,  die  Lage  von
Millionen  in  Armutsvierteln  zu  verbessern.  Der  ruft  allenfalls  nach  dem
Placebo Böllerverbot. Im Kampf gegen Rassismus, Armut und kapitalistische
Ausbeutung brauchen wir keine Placeboparteien, wir brauchen Kampforgane
und eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei, so dass anstelle der Wut, der
Verzweiflung der Kampf der Unterdrückten treten kann.

Diesen Artikel vom 05.01.23 haben wir von Martin Suchanek von der Gruppe
ArbeiterInnenmacht gespiegelt.

Hamburger  Bildungspläne  –
mehr  Leistungsdruck  und
größere Klassen
Wir alle kennen das Problem: Die Klassen sind zu groß, die Lehrkräfte völlig
überfordert und wir kommen im Unterricht nicht mit. Der Leistungsdruck ist
zu hoch, wir haben kaum freie Zeit und selbst in den Ferien müssen wir
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lernen – kurzgesagt ist die Situation für Schüler_innen und Lehrkräfte sehr
prekär und niemand ist so richtig zufrieden.

Die Hamburger Schulbehörde hat im März 2022 den ersten Entwurf für neue
Bildungspläne, die wohl die nächsten 10 Jahre gelten sollen, erstellt.  Am
19.12.2022  sollen  diese  veröffentlicht  werden  und  ab  dem  nächsten
Schuljahr  für  die  Oberstufe  gelten.  Die  Pläne  sind  ein  Versuch,  das
Hamburger Schulsystem an ein nationales Zentralabitur anzugleichen. Ziel
ist,  national  einheitliche  Standards  zu  haben,  mit  denen die  zukünftigen
Arbeiter_innen bewertet werden sollen.

Was hat es mit den Plänen auf sich?

Es sollen mehr Inhalte gelehrt werden und es soll in allen Fächern mehr
Klausuren  geben,  die  dann  auch  noch  mehr  zählen  –  richtig:  mehr
Leistungsdruck!  Anstatt  zu  überlegen,  wie  der  Leistungsdruck verringert
werden kann, sollen wir unter noch schlechteren Bedingungen lernen. Das
bedeutet mehr Zeit, die wir zuhause lernen müssen und weniger individuelles
Eingehen  der  Lehrkräfte  auf  Probleme  der  Schüler_innen.  Gerade
Diskriminierte  Jugendliche  oder  Jugendliche  aus  Arbeiter_innenfamilien
werden darunter leiden. Unsere Eltern haben jetzt schon nicht genug Zeit,
uns zu unterstützen; ab dem nächsten Schuljahr wird das aber noch stärker.
Die Soziale Auslese steigt also weiter ins unermessliche.

Was können wir dagegen tun?

Dass das, was die Schulbehörde vorschlägt, keine Verbesserungen bringt, ist
vollkommen  offensichtlich.  Es  zeigt  sich  auch,  dass  diejenigen,  die  das
entscheiden,  keine  Ahnung  haben,  wie  es  uns  Schüler_innen  geht  oder
unsere Lage ignorieren! Wir wissen selber, was für uns am Besten ist. Wir
müssen  mitbestimmen  können  und  nicht  zusehen,  was  die  Behörde  als
nächstes vor hat!

Wir  müssen  gegen  diese  Pläne  aktiv  werden.  Wir  müssen  uns  als
Schüler_innen  gemeinsam  mit  Lehrkräften  organisieren  und  gemeinsam
zeigen, dass wir das nicht mitmachen werden!



Am 14.01.2023 wollen wir uns treffen und gemeinsam überlegen, wie wir
diese Pläne aufhalten können. Kommt auch zu Aktionen, wie am 19.12. um 16
Uhr am Hachmannplatz, um gegen diese Pläne und für echte Mitbestimmung
von uns Schüler_innen zu kämpfen!

Wir fordern:

Stoppt die Bildungspläne! Weniger Prüfungen, kleinere Klassen und
mehr Zeit für individuelle Themen, statt noch mehr Leistungsdruck!
Echte  Mitbestimmung:  Statt  einer  beratenden  Instanz,  muss  die
Schüler_innenvertretung  unsere  Interessen  in  Abstimmungen  und
Entscheidungen vertreten können!
Für  eine  Gewerkschaft  der  Schüler_innen!  Wir  können uns  nicht
mehr gefallen lassen, dass wir nichts gegen Politik gegen uns tun
können! Für das Recht zu streiken!

Der ewige Pflegenotstand – Was
tun außer Applaus?
Der Begriff des Pflegenotstands ist nun schon so lange im Umlauf, dass er
effektiv  zum Pflegenormalfall  geworden ist  –  wieder  und wieder  gibt  es
Trostpflaster von der deutschen Politik für einen Patienten, der eigentlich auf
den  OP-Tisch  müsste.  Tatsächlich  sieht  die  Situation  düster  aus:  Der
deutsche  Berufsverband  für  Pflegeberufe  beklagt  200.000  fehlende
Vollzeitbeschäftigte und die höchste Krankheitsquote aller Berufsgruppen.
Dazu kommen ein gewaltiger Arbeitsaufwand und eine kärgliche Bezahlung,
die dazu in keinem Vergleich steht – es ist nicht wirklich rätselhaft, woher
der Personalmangel kommen mag.

Doch  wie  kommt  es  dazu?  Krankenhäuser  befinden  sich  zunehmend  in
privater  Hand,  und  diese  Entwicklung  hat  sich  mit  der  Einführung  der
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Fallpauschale  im  Jahre  2004  noch  beschleunigt.  Diese  legt  je  nach
behandelter Erkrankung einen Fixbetrag fest, der an die Krankenhäuser geht
– Stationäre Pflege ist in diesem System schlicht nicht besonders profitabel.
Auch  die  Kommunen  sind  gezwungen,  Abteilungen  zu  reduzieren,  zu
schließen, oder Krankenhäuser gleich komplett in private Hand zu geben. Die
Folgen sind Lohndumping und Erhöhung der Arbeitszeit,  mit  denen eine
gewaltige Verschlechterung der Situation für Pflegebedürftige einhergeht.
Noch  übler  ist  es  oft  auf  dem  Land,  wo  Krankenhäuser  gleich  ganz
geschlossen werden, weil eine profitable Führung unmöglich scheint. Besser
sieht die Situation auch in anderen Pflegeeinrichtungen wie Senior_Innen-
Heimen nicht aus.

Gleichzeitig  sind  die  durch  die  Pflegeversicherung  gefüllten  Töpfe  eher
halbvoll, und in aller Regel müssen die Leute für einen Anteil der Kosten
ihrer  Pflege  selbst  aufkommen.  Hier  fehlen  schmerzlich  Gelder,  die
stattdessen  in  private  Kranken-  oder  Rentenversicherungen  fließen,  die
durch  Beitragsermessungsgrenzen  „weggedeckelt“  werden,  oder
unangetastet  auf  den  Konten  großer  Unternehmen  liegen.

Diese  Zustände  haben  regelmäßig  Streiks  zur  Folge,  wie  noch  zuletzt
öffentlichkeitswirksam in der Charité in Berlin. „Aber die armen Patienten,
die armen Alten!“, rufen dann oft diejenigen am lautesten, die zuvor noch
durch die Auslastung der Pfleger_Innen bis aufs Äußerste das Wohlergehen
genau dieser Menschen aufs Spiel gesetzt haben. Naja…

Die Forderungen besagter Streiks dürfen jedoch nicht bei Lohnerhöhungen
oder einer Reduzierung der Arbeitszeit aufhören, denn auch, wenn es sich
um  wichtige  Punkte  handelt,  stellen  sie  letztlich  dennoch  nur
Symptombekämpfung dar. Das eigentliche Pathogen heißt Kapitalismus, und
er zwingt das Gesundheitssystem in Betriebsform, ob es nun darum geht, in
Privatbesitz  den  Profit  zu  maximieren,  oder  in  Staatshand  „nur“  um
Kostendeckung. Es geht also darum, nicht nur die Produktion, sondern auch
die Reproduktion, und darunter fällt die Pflege, zu vergesellschaften und in
Arbeiter_Innenkontrolle zu stellen. Das beinhaltet ein Mitspracherecht für
Pfleger_Innen und Gepflegte gleichermaßen.



Nun findet aber die Pflege insbesondere von älteren Menschen, sofern keine
medizinische Notwendigkeit stattfindet, oft zu Hause statt. Auch diese Arbeit
fällt als Hausarbeit unter den Schirm der Reproduktionsarbeit, und gehört
ebenso vergesellschaftet. Das heißt nicht, dass plötzlich Männer in Uniform
vor der Tür stehen und Opa aus dem Wohnzimmer ins nächste Altersheim
verschleppen, sondern in erster Linie, dass die Aufgaben, die heute in den
Händen einzelner liegen – und oft aus finanziellen Gründen in die Hände
einzelner  gezwungen  sind  –  von  vielen  übernommen  werden  können.
Besonders  Entlastung  wird  das  für  Frauen  und  andere  von  Sexismus
Betroffene  bringen,  von  denen  die  patriarchalen  Ordnung  in  Form  der
bürgerlichen Familie  erwartet  dass  sie  die  unbezahlte  Carearbeit  zu  tun
haben, also auch bedürftige Verwandte pflegen.

Ganz  generell  wird  in  einer  sozialistischen  Gesellschaft  der  Mensch  im
Mittelpunkt stehen und nicht der Profit, weshalb es selbstverständlich sein
wird,  dass  Ärzt_Innen  wie  Pfleger_Innen  die  Behandlung  kranker  oder
pflegebedürftiger Menschen einzig und alleine danach ausrichten was diese
Menschen benötigen und nicht was die günstigste und nach kapitalistischer
Logik  effizienteste  Lösung ist.  Gleichzeitig  wird im Sozialismus natürlich
auch klar sein, dass sowohl Ärzt_Innen als auch Pfleger_Innen einen ihrer
Arbeit  entsprechenden  Lohn  erhalten,  was  den  Teufelskreis  aus
Personalmangel  und  schlechten  Arbeitsbedingungen  in  der  Pflege
durchbrechen  wird.

Wir fordern:

Inflationsangepassten  Mindestlohn  und  Stunden-  statt
Gehaltsreduzierung! Bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege lieber
gestern als heute!
Massiver  Ausbau  des  Gesundheitswesens!  Der  Schließungstrend
muss sich umkehren, besonders auf dem Land!
Abschaffung der Fallpauschalen! Für eine Behandlung, die an der
Gesundheit und den Bedürfnissen der Patient_Innen ausgerichtet ist
und nicht am Profit privater Konzerne!
Vollständige  Vergesellschaftung  des  Gesundheitssystems!  Schluss
mi t  pr ivaten  Krankenhäusern ,  Vers icherungen  und



Altenpflegeketten!

Inflation und politische Krise in
der Türkei
Von Jonathan Frühling

Die Türkei ist ein Land mit 85 Millionen Einwohner_Innen und einem BIP von
850 Mrd. (ca. ein Drittel von Deutschland). Durch seine Lage zwischen dem
Nahen Osten und Europa hat es neben seinem wirtschaftlichen Gewicht auch
geopolitische Bedeutung. Außerdem ist das Land Teil  der NATO und hat
sogar  die  zweitgrößte  Nato-Armee.  Zuletzt  hat  die  wirtschaftliche
Erfolgsgeschichte  jedoch  mit  einer  offiziellen  Inflation  von  80  %  ein
vorläufiges Ende gefunden. Wie kam es zur Krise in der Türkei und wie kann
sie gestoppt werden?

Politische Entwicklung

Mit der AKP und Recip Tayyip Erdogan kam 2003 eine rechte, muslimische
Partei  an  die  Macht.  Die  nächsten  Jahre  waren  von  einer  liberalen
wirtschaftlichen Entwicklung geprägt, die sogar das Entstehen einer großen
Mittelschicht  ermöglichte.  Allerdings  erfolgten auch Privatisierungen und
insgesamt eine Verschlechterung der Lage der Lohnabhängigen. 2013 hat
das zu den großen Gezi-Protesten geführt, die sich gegen Verdrängung und
die  Regierung  insgesamt  richteten.  Diese  wurden  jedoch  blutig
niedergeschlagen.

Die Türkei ist zwar nicht faschistisch, hat sich innenpolitisch jedoch immer
mehr zu einer neoliberalen Diktatur entwickelt. Seit 2016 wurde ein brutaler
Krieg gegen das kurdische Volk im Südosten des Landes geführt, um deren
Autonomiebestrebungen  zu  zerstören.  Schon  seit  der  Gründung  der
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kapitalistischen Türkei  wurden die Kurd_Innen, die größte Minderheit  im
Land,  massiv  unterdrückt.  Diese Politik,  die  sie  zu Bürger_Innen zweiter
Klasse  machte,  führte  erst  zum Kampf  gegen  den  türkischen  Staat  und
schließlich um Autonomiegebiete. Erdogan unterdrückte diesen Kampf mit
besonderer Härte. Die Pressefreiheit ist mittlerweile eine der niedrigsten der
Welt. Trotzdem hatte Erdogan in der Mehrheitsgesellschaft immer ein recht
gutes Ansehen, was er aber nun zu verlieren scheint: In den Umfragewerten
steht die AKP bei 30 %, was einen Verlust von über 13 % darstellt. Sie hat
also bereits einen Teil ihrer früheren Basis verloren und schafft es immer
weniger die Interessen der verschiedenen Kapitalfraktionen zu vereinen. Ihr
Koalitionspartner,  die  faschistische  MHP,  liegt  bei  7  Prozent  und würde
damit sogar den Einzug ins Parlament verpassen. Am 18. Juni 2023 werden
die  nächsten  Parlamentswahlen  in  der  Türkei  abgehalten.  Die
aussichtsreichste Oppositionspartei ist allerdings die bürgerliche CHP, die
die Kriege im Aus- und Inland, sowie jegliche neoliberale Reform im Inneren
unterstützt hat.

Die Wirtschaft der Türkei

Die  Türkei  war  lange  Zeit  eines  der  Länder  mit  einem  großen
Wirtschaftswachstum. Zum Teil nutzlose Infrastrukturprojekte haben zwar
kurzfristig  die  Wirtschaft  angekurbelt,  jedoch  auch  Staatkassen  belastet,
sodass die Verschuldung von 2005 bis 2021 von 175 Mrd. auf 435 Mrd. (41,6
%  des  BIP)  gestiegen  ist.  Die  wichtigsten  Industriesektoren  sind  die
Textilindustrie, die Automobilindustrie, sowie die chemische Industrie, der
Maschinenbau und die Elektronikbranche. Im Dienstleistungssektor, der ca.
50% der Wirtschaft ausmacht, ist vor allem die Tourismusbranche zu nennen.
Weitreichende  Privatisierungen  im  öffentlichen  Sektor  (z.B.  im
Gesundheitsbereich) haben in den letzten Jahren zu einer Verschlechterung
der Leistungen und der Arbeitsbedingungen in diesem Sektor geführt. Das
Wachstum des  BIP  wird  für  die  nächsten  Jahre  nur  noch  auf  ca.  3  %
geschätzt.

Inflation

Im August 2021 begann die Inflation in die Höhe zu schnellen. Da Erdogan



eine Rezession befürchtete,  hatte  er  den Leitzins  (Zinssatz  bei  dem sich
Banken bei der Zentralbank Geld leihen können) nicht gehoben. Das Kalkül
ging allerdings nicht auf und die Inflation stieg in der Folge bis zum August
2022 auf offiziell 80%. Grund dafür ist u.a. auch der Krieg Russlands gegen
die  Ukraine.  Der  Hauptgrund  der  Inflation  ist  allerdings  die  schwache
Landeswährung  Lira,  die  dafür  sorgt,  dass  Importe  (z.B.  von
Nahrungsmitteln  und  Energie)  deutlich  teuer  werden.

Die  Erhöhung  des  Mindestlohns  auf  umgerechnet  ca.  300  €  kann  die
Verarmung der Bevölkerung nicht aufhalten. Über 20 % leben heute unter
der Armutsgrenze und die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 50 %.

Außenpolitik

Die  Außenpolitik  der  Türkei  ist  davon  geprägt,  pro-kurdische  Kräfte  zu
bekämpfen. Z.B. bereitet die Türkei gerade einen fünften (!) Krieg gegen die
kurdischen Autonomiegebiete Rojava in Nordsyrien vor. Auch im Irak ist die
Türkei einmarschiert und bombardiert regelmäßig kurdische Dörfer, um die
pro-kurdische Partei PKK zu bekämpfen.

Zwar ist die Türkei in der NATO, hat aber Konflikte mit einzelnen Staaten,
wie z.B. den USA, die die Kurd_Innen in Syrien gegen den IS unterstützen.
Außerdem  besteht  eine  lange  Feindschaft  mit  Griechenland  über  die
Herrschaft über diverse Inseln, aber auch um das Recht auf Gasbohrungen
im  Mittelmeerraum.  Dies  führte  bereits  in  diesem  Jahr  fast  zum  Krieg
zwischen den beiden NATO-Staaten. Mit Russlands Unterstützung des Assad-
Regimes besteht zwar in Syrien ein Interessenkonflikt, allerdings ist es auch
ein wichtiger Handelspartner, weshalb die Türkei stets um einen Ausgleich
bemüht ist.  Insgesamt versucht die Türkei ihre wirtschaftlichen Probleme
militärisch mit  einer aggressiven Außenpolitik  in  Syrien,  Libyen oder als
„Türsteher“  Europas  auszugleichen.  Gleichzeitig  mit  dem  Hass  auf  das
kurdische  Volk,  und  angeblichem innerem „Terror“  den  sie  der  PKK zu
schieben. Das hilft Angst in der Bevölkerung vor den äußeren und inneren
„Feinden“  zu  schüren,  um  vor  den  tatsächlichen  Problemen  und  ihren
Ursachen abzulenken.



Widerstand

Gewerkschaftlicher  Widerstand  gegen  die  Politik  der  Regierung  fiel
abgesehen von den Gezi-Protesten 2013 leider eher schwach aus,  da die
Gewerkschaften  traditionell  sehr  mitgliederschwach  sind.  Nur  9,2%  der
arbeitenden Menschen sind überhaupt organisiert und kaum 3 % arbeiten
unter Tarifbedingungen. Anfang 2022 gab es allerdings Streiks in der Metall-
und Elektroindustrie von drei Gewerkschaften. Auch Essenslieferant_Innen,
Textilarbeiter_Innen  und  Angestellte  im  Gesundheitssektor  haben  2022
gestreikt (teilweise mehrfach) und somit den Lohnabhängigen den Weg in
den Kampf gewiesen. Dieser rasante Anstieg von Streiks 2022 hat auch zu
massenhaften Eintritten in die Gewerkschaften geführt.

Die Schwäche der Regierung und die anstehenden Wahlen sind eine gute
Möglichkeit, die Belange der Arbeiter_Innenklasse in den Fokus der Politik
zu rücken und den Kampf gegen die kapitalistische Grundlage der Regierung
populär zu machen. Dafür müssen die Gewerkschaften jedoch koordiniert
auftreten.  Sie  müssen  sich  zu  einem  Aktionsbündnis  gegen  die
Pre i ss te igerungen  zusammensch l ießen .  Nur  so  kann  d ie
Arbeiter_Innenklasse  zu  einem  politischen  Machtfaktor  werden,  der
Unentschlossene  anzieht  und  der  Regierung  die  Stirn  bieten  kann.   

Sie muss auch Forderungen, wie die Verstaatlichung des Gesundheitssektors
aufstellen, um die Gesellschaft in ihrem Sinne zu verändern.

Aus einer solchen Bewegung müsste aber auch eine revolutionäre Partei
entstehen. Die HDP kann als eine reformistische Partei eine solche Rolle
nicht einnehmen. Mit ihre Forderungen nach einer teilweisen Integration der
kurdischen  Bewegung  in  den  türkischen  Staat  und  begrenzten  sozialen
Reformen  können  die  Probleme  der  Wirtschaft  und  Gesellschaft  nicht
behoben  werden.  Nur  eine  antikapitalistische  Revolution  kann  den
wirtschaftlichen  Verfall  der  Türkei  noch  aufhalten.

Für einen Generalstreik gegen Krieg und Inflation, angeleitet von den
Gewerkschaften und Arbeiter_Innenkommitees in den Betrieben!
Gegen das Verbot von PKK, HDP und gegen jegliche Diskriminierung



des  kurdischen  Volkes,  für  ein  Recht  auf  autonome  kurdische
Gebiete!
Für  die  Enteignung  aller  Betriebe  und  hohen  Vermögen  unter
Kontrolle  von  Arbeiter_Innenkommitees,  Stopp  sinnloser  und
verschwenderischer  Infrastrukturprojekte!
Für eine gleitende Lohnskala angepasst an die Inflation und eine
Erhöhung von Mindestlohn und Arbeitslosengeld unter Kontrolle der
türkischen und kurdischen Arbeiter_Innen!
Für die Streichung aller Schulden der Türkei an das Ausland!
Für  den  Austritt  der  Türkei  aus  der  NATO,  gegen  jede
Militärunterstützung  im  Kampf  gegen  Rojava  von  Deutschland
(insbesondere  Waffen-  und  Panzerlieferungen)!
Für  eine  revolutionären  Aufstand  der  Arbeiter_Innen  und
Bäuer_Innen  der  Türkei  und  Kurdistans  und  den  Sturz  des
reaktionären  Erdogan-Regimes!


